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Verordnung zur Änderung 
der Verordnung zur Durchführung des 

Kinderbildungsgesetzes
Vom 14. November 2008

Aufgrund des § 26 Abs. 1 Nr. 4 des Kinderbildungsgeset-
zes (KiBiz) vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 462) 
wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung zur Durchführung des Kinderbildungs-
gesetzes vom 18. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 739), 
geändert durch Verordnung vom 18. April 2008 (GV. 
NRW. S. 374), wird wie folgt geändert:

1.   Die Präambel erhält die Fassung: „Aufgrund des § 26 
Abs. 1 des Kinderbildungsgesetzes KiBiz vom 30. 
Oktober 2007 (GV. NRW. S. 462) wird – Teile 1 und 2 
mit Zustimmung des Finanzministeriums des Landes 
Nordrhein-Westfalen – verordnet:“.

2.  Der bisherige Teil 3 wird Teil 4.

3.  § 12 wird § 16.

4.  Es wird folgender neuer Teil 3 eingefügt:

 „Teil 3
 Gütesiegel „Familienzentrum NRW“

 § 12
 Gütesiegel

(1) Das Gütesiegel „Familienzentrum NRW“ (Gütesie-
gel) ist ein konzeptgebundenes Prüfzeichen, das Einrich-
tungen nach § 16 Kinderbildungsgesetz verliehen wird.

(2) Die Anforderungen zur Erreichung des Gütesiegels 
gliedern sich in Leistungs- und Strukturkriterien.

(3) Die Leistungskriterien umfassen die Angebotsinhalte 
des Familienzentrums. Sie setzen sich insbesondere zu-
sammen aus:

1.   dem Bereithalten von Beratungs- und Unterstüt-
zungsangeboten für Kinder und Familien,

2.   der Förderung von Familienbildung und Erziehungs-
partnerschaft,

3.   der Unterstützung bei der Vermittlung und Nutzung 
der Kindertagespfl ege,

4.   der Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie.

(4) Die Strukturkriterien beschreiben die vom Familien-
zentrum zu schaffenden Voraussetzungen für die Umset-
zung seines Angebotes. Hierzu gehören insbesondere

1.  die Ausrichtung des Angebotes am Sozialraum,

2.   der Aufbau einer verbindlichen Zusammenarbeit mit 
Einrichtungen und Diensten, deren Tätigkeit den 
Aufgabenbereich des Familienzentrums berührt,

3.   die Bekanntmachung des Angebotes durch zielgrup-
penorientierte Kommunikation,

4.   die Sicherung der Qualität des Angebotes durch Leis-
tungsentwicklung und Selbstevaluation.

(5) Ein Familienzentrum im Sinne des § 16 Abs. 2 Kin-
derbildungsgesetz (Verbund) soll höchstens aus fünf Ein-
richtungen bestehen. Ausnahmen davon werden durch 
die Oberste Landesjugendbehörde genehmigt. Die Ein-
richtungen eines Verbundes sollen in einem Umkreis von 
3 km liegen; Ausnahmen für den ländlichen Bereich kön-
nen von der örtlichen Jugendhilfeplanung zugelassen 
werden.

§ 13
Gültigkeitsdauer

(1) Das Gütesiegel hat eine Gültigkeit von vier Jahren.

(2) Schließen sich zwei oder mehrere Familienzentren 
oder ein Familienzentrum mit einer Einrichtung zu 
einem Verbund zusammen, so bedarf der Verbund einer 
Zertifi zierung.

(3) Das Gütesiegel eines Verbundes bleibt bis zum 
Ablauf der festgelegten Gültigkeitsdauer bestehen, wenn 
Einrichtungen dem Verbund beitreten. Die dem Verbund 
beitretende Einrichtung ist berechtigt, das Gütesiegel 
des Verbundes zu tragen.

(4) Eine Einrichtung, die den Verbund verlässt, verliert 
die Berechtigung, das Gütesiegel des Verbundes weiter 
zu führen. Das Gütesiegel des Verbundes bleibt im Übri-
gen davon unberührt, wenn mehr als die Hälfte der Ein-
richtungen im Verbund verbleibt.

§ 14
Zertifi zierungsstelle

(1) Die Oberste Landesjugendbehörde beauftragt eine 
Zertifi zierungsstelle.

(2) Die Zertifi zierungsstelle beruft einen Beirat ein, der 
sich aus Vertretungen der Öffentlichen und Freien Wohl-
fahrtspfl ege und der Kirchen zusammensetzt. Ziel des 
Beirates ist es, die Zertifi zierungsstelle beratend zu 
begleiten und im Rahmen des Beschwerdemanagements 
mitzuwirken.

§ 15
Ablauf der Zertifi zierung

(1) Der Antrag zur Zertifi zierung ist schriftlich bei der 
Zertifi zierungsstelle zu stellen. Sie berät die zu zertifi zie-
rende Einrichtung zu den Kriterien für das Gütesiegel 
und zum Verfahren zu seiner Verleihung.

(2) Die Zertifi zierungsstelle überprüft das Vorliegen der 
Voraussetzungen nach § 12. Jedes Familienzentrum 
erhält eine schriftliche inhaltliche Rückmeldung zum 
Gütesiegel (Qualitätsprofi l) durch die Zertifi zierungs-
stelle.

(3) Die Zertifi zierungsstelle verleiht das Gütesiegel „Fa-
milienzentrum NRW“ im Namen und im Auftrag der 
Obersten Landesjugendbehörde.

(4) Die bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung erteil-
ten Gütesiegel „Familienzentrum NRW“ gelten als Güte-
siegel im Sinne dieser Verordnung; die Gültigkeit 
beginnt ab dem Datum seiner Verleihung.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 14. November 2008

Der Minister
für Generationen, Familie,

Frauen und Integration
des Landes Nordrhein-Westfalen

Armin  L a s c h e t

– GV. NRW. 2008 S. 728
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Verordnung zur Änderung 
der Befristung 

von Rechtsvorschriften im Geschäftsbereich 
des Innenministeriums
Vom 18. November 2008

1102

Artikel 1

Aufgrund des § 8 Abs. 3 des Gesetzes über die Rechts-
verhältnisse der Mitglieder der Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen (Landesministergesetz) vom 2. Juli 1999 
(GV. NRW. S. 218), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 750), 
wird verordnet:

Die Verordnung über Umzugskostenentschädigung, 
Tage gelder und Entschädigung für Reisekosten der Mit-
glieder der Landesregierung vom 18. August 1955 (GV. 
NRW. S. 179), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Mai 2004 (GV. NRW. S. 248), wird wie 
folgt geändert:

§ 10 wird wie folgt gefasst:

„Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2013 außer Kraft.“

1112

Artikel 2

Aufgrund des § 51 Abs. 3 des Kommunalwahlgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 
(GV. NRW. S. 454, ber. S. 509), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 Nr. 3, 5, 6 und 7 des Gesetzes über die Zusam-
menlegung der allgemeinen Kommunalwahlen mit den 
Europawahlen vom 24. Juni 2008 (GV. NRW. S. 514), 
wird verordnet:

Die Verordnung über die gleichzeitige Durchführung von 
Wahlen der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters oder der 
Landrätin/des Landrates (Kommunalwahlen) mit der 
Wahl zum 16. Deutschen Bundestag vom 5. August 2005 
(GV. NRW. S. 688) wird mit sofortiger Wirkung aufgeho-
ben.

2010

Artikel 3
Verordnung 

über Zuständigkeiten im internationalen Amts- und 
Rechtshilfeverkehr in Verwaltungssachen 

Aufgrund

–  Artikel 2 des Gesetzes zu dem Vertrag vom 31. Mai 
1988 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich über Amts- und Rechtshilfe in 
Verwaltungssachen vom 26. April 1990 (BGBl. II 
S. 357)

–  §§ 1, 3 Satz 1 und § 7 des Gesetzes zur Ausführung des 
Europäischen Übereinkommens vom 24. November 
1977 über die Zustellung von Schriftstücken in Ver-
waltungssachen im Ausland und des Europäischen 
Übereinkommens vom 15. März 1978 über die Erlan-
gung von Auskünften und Beweisen in Verwaltungssa-
chen im Ausland vom 20. Juli 1981 (BGBl. I S. 665)

wird verordnet:

§ 1
Amts- und Rechtshilfeverkehr mit der 

Republik Österreich

(1) Die Aufgaben nach Artikel 2 Abs. 1 Satz 3 und Arti-
kel 10 Abs. 1 Satz 3 des Vertrags vom 31. Mai 1988 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Repub-
lik Österreich über Amts- und Rechtshilfe in Verwal-
tungssachen (BGBl. 1990 II S. 358) nimmt für das Land 
Nordrhein-Westfalen die Bezirksregierung Köln wahr.

(2) Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Artikel 9 
Abs. 2 Satz 1 des Vertrags werden die kommunalen Voll-
streckungsbehörden (Kassen der Gemeinden) bestimmt.

§ 2
Amts- und Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland

(1) Die Aufgaben der zentralen Behörde im Sinne des 
Artikels 2 Abs. 1 des Europäischen Übereinkommens 
vom 24. November 1977 über die Zustellung von Schrift-
stücken in Verwaltungssachen im Ausland und des Arti-
kels 2 Abs. 1 des Europäischen Übereinkommens vom 
15. März 1978 über die Erlangung von Auskünften und 
Beweisen in Verwaltungssachen im Ausland (BGBl. 1981 
II S. 535, 550) nimmt für das Land Nordrhein-Westfalen 
die Bezirksregierung Köln wahr.

(2) Die Zustellung von Schriftstücken durch einfache 
Übergabe (§ 3 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung des 
Europäischen Übereinkommens vom 24. November 1977 
über die Zustellung von Schriftstücken in Verwaltungs-
sachen im Ausland und des Europäischen Übereinkom-
mens vom 15. März 1978 über die Erlangung von Aus-
künften und Beweisen in Verwaltungssachen im Ausland 
vom 20. Juli 1981 (BGBl. I S. 665)) obliegt den Gemein-
den.

§ 3
Inkrafttreten, Berichtspfl icht, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. Das Innenministerium berichtet der Lan-
desregierung bis zum 31. Dezember 2013 und danach alle 
fünf Jahre über die Notwendigkeit des Fortbestehens 
dieser Verordnung.

(2) Gleichzeitig treten die Verordnung über Zuständig-
keiten im Amts- und Rechtshilfeverkehr in Verwaltungs-
sachen mit dem Ausland vom 13. November 1981 (GV. 
NRW. S. 634) und die Verordnung über Zuständigkeiten 
im Amts- und Rechtshilfeverkehr in Verwaltungssachen 
mit Österreich vom 10. Juli 1990 (GV. NRW. S. 390) 
außer Kraft.

2010

Artikel 4

Aufgrund des § 33 Abs. 1 Satz 2 und des § 34 Abs. 1 
Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 (Erster Teil) des Geset-
zes vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 498), verordnet die 
Landesregierung:

§ 2 Satz 2 der Verordnung zur Bestimmung der zur amt-
lichen Beglaubigung befugten Behörden vom 19. April 
1977 (GV. NRW. S. 180), geändert durch Artikel 12 des 
Zweiten Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. 
NRW. S. 274), erhält die Fassung:

„Das Innenministerium berichtet der Landesregierung 
bis zum 31. Dezember 2013 und danach alle fünf Jahre 
über die Notwendigkeit des Fortbestehens dieser Ver-
ordnung.“

20300

Artikel 5

Aufgrund des Artikels 58 der Verfassung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 28. Juni 1950 (GV. NRW. 
S. 127), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Juni 2004 
(GV. NRW. S. 360), des § 10 Abs. 1, des § 36 Satz 1 Halb-
satz 1 und des § 50 Abs. 1 Satz 1 des Landesbeamten-
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gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Mai 
1981 (GV. NRW. S. 234, ber. 1982 S. 256), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Zweiten Gesetzes zum Bürokra-
tieabbau (Bürokratieabbaugesetz II) vom 9. Oktober 
2007 (GV. NRW. S. 393) sowie des § 4 Abs. 1 Satz 1 des 
Landesrichtergesetzes vom 29. März 1966 (GV. NRW. 
S. 217), zuletzt geändert durch Artikel XIV des Gesetzes 
vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 408), wird verordnet:

Die Verordnung über die Ernennung, Entlassung und 
Zurruhesetzung der Beamten und Richter des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 27. Juni 1978 (GV. NRW. 
S. 286), zuletzt geändert durch Verordnung vom 9. Sep-
tember 2003 (GV. NRW. S. 570), wird wie folgt geändert:

In § 6 Abs. 2 wird die Zahl „2008“ durch die Zahl „2013“ 
ersetzt.

203013

Artikel 6

Aufgrund des § 16 des Landesbeamtengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV. 
NRW. S. 234, ber. 1982 S. 256), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Zweiten Gesetzes zum Bürokratieabbau 
(Bürokratieabbaugesetz II) vom 9. Oktober 2007 (GV. 
NRW. S. 393), wird verordnet:

§ 31 Satz 2 der Verordnung über die Ausbildung und 
Prüfung für die Laufbahn des mittleren allgemeinen 
Verwaltungsdienstes des Landes NRW – Ausbildungs-
verordnung mittlerer allgemeiner Verwaltungsdienst 
Land – (VAPmaVd) vom 26. Oktober 1981 (GV. NRW. 
S. 644), zuletzt geändert durch Artikel 35 des Zweiten 
Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. 
S. 274), wird wie folgt gefasst:

„Das Innenministerium berichtet der Landesregierung 
bis zum 31. Dezember 2013 und danach alle fünf Jahre 
über die Notwendigkeit des Fortbestehens dieser Ver-
ordnung.“

20302

Artikel 7

Aufgrund des § 187 Abs. 3 des Landesbeamtengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Mai 1981 
(GV. NRW. S. 234, ber. 1982 S. 256), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Zweiten Gesetzes zum Bürokratieab-
bau (Bürokratieabbaugesetz II) vom 9. Oktober 2007 
(GV. NRW. S. 393), wird verordnet:

Die Verordnung über die Arbeitszeit der Polizeivollzugs-
beamten des Landes Nordrhein-Westfalen vom 15. 
August 1975 (GV. NRW. S. 532), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 der Verordnung vom 4. Juli 2006 (GV. NRW. 
S. 335), wird wie folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

  In Absatz 1, 2. Spiegelstrich werden nach den Anga-
ben „mit Vollendung des 55. Lebensjahres“ die Anga-
ben „oder bei einem Grad der Schwerbehinderung 
von mindestens 50 vom Hundert“ eingefügt.

2.  § 11 wird wie folgt gefasst:

  „Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2010 außer Kraft.“

2035

Artikel 8

Aufgrund des § 40 Abs. 2 des Personalvertretungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen – Landesperso-
nalvertretungsgesetz – LPVG – vom 3. Dezember 1974 
(GV. NRW. S. 1514), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 24. Juni 2008 (GV. NRW. S. 486), wird ver-
ordnet:

Die Verordnung über die Höhe der Aufwandsdeckung 
für Personalvertretungen (Aufwandsdeckungsverord-
nung) vom 25. Februar 1976 (GV. NRW. S. 89), zuletzt 
geändert durch Artikel 70 des Zweiten Befristungsgeset-
zes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 274), wird wie folgt 
geändert:

In § 5 wird die Zahl „2008“ durch die Zahl „2012“ ersetzt.

211

Artikel 9

Aufgrund des § 13 a des Gesetzes über die Änderung von 
Familiennamen und Vornamen vom 5. Januar 1938 
(RGBl. I S. 9), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. 
März 1975 (BGBl. I S. 685), und des Artikels I § 2 Abs. 3 
der Ersten Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Änderung von Familiennamen und Vornamen 
vom 7. Januar 1938 (RGBl. I S. 12), geändert durch Ver-
ordnung vom 18. April 1975 (BGBl. I S. 967), wird ver-
ordnet:

In § 3 Satz 2 der Verordnung zur Übertragung von 
Zuständigkeiten nach dem Gesetz über die Änderung 
von Familiennamen und Vornamen vom 25. September 
1979 (GV. NRW. S. 648), geändert durch Artikel 77 des 
Zweiten Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. 
NRW. S. 274), wird die Zahl „2009“ durch die Zahl 
„2014“ ersetzt.

231

Artikel 10

Aufgrund des § 199 Abs. 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) 
in der Neufassung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2414) wird verordnet:

Die Verordnung über die Gutachterausschüsse für 
Grundstückswerte (Gutachterausschussverordnung NRW 
– GAVO NRW) vom 23. März 2004 (GV. NRW. S. 146), 
geändert durch Verordnung vom 10. Januar 2006 (GV. 
NRW. S. 38), wird wie folgt geändert:

1.   In § 13 Abs. 3 und § 23 Abs. 6 Satz 1 werden die 
 Wörter „Bodenrichtwertinformationssystem BORIS.
NRW“ ersetzt durch die Wörter „Informationssystem 
zum Immobilienmarkt“.

2.   In § 23 Abs. 6 Satz 3 werden die Wörter „im BORIS.
NRW“ durch die Wörter „in diesem Informationssys-
tem“ ersetzt.

3.   In § 23 Abs. 6 Satz 4 werden die Wörter „zum BORIS.
NRW“ durch die Wörter „zu diesem Informationssys-
tem“ ersetzt.

4.   In § 24 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „BORIS.NRW“ 
durch das Wort „Informationssystem“ ersetzt.

5.   In § 24 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „dem BORIS.
NRW“ durch die Wörter „diesem Informationssys-
tem“ ersetzt.

6.   In § 27 wird das Datum „1. Juni 2009“ durch das 
Datum „31. Dezember 2013“ ersetzt.

26

Artikel 11

Aufgrund des § 58 Abs. 6 des Asylverfahrensgesetzes 
(AsylVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. 
September 2008 (BGBl. I S. 1798) wird verordnet:

In § 2 der Verordnung über das vorübergehende Verlas-
sen des Bereichs der Aufenthaltsgestattung durch Asyl-
bewerber vom 7. November 1989 (GV. NRW. S. 582), 
zuletzt geändert durch Artikel 103 des Dritten Befris-
tungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 306), wird 
die Zahl „2009“ durch die Zahl „2014“ ersetzt.

323

Artikel 12

Aufgrund des § 3 Abs. 3 des Transsexuellengesetzes 
(TSG) vom 10. September 1980 (BGBl. I S. 1654) wird 
verordnet:

In § 2 Satz 2 der Verordnung über den Vertreter des 
öffentlichen Interesses in Verfahren nach dem Transse-
xuellengesetz vom 21. Januar 1981 (GV. NRW. S. 40), 
geändert durch Artikel 147 des Zweiten Befristungsge-
setzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 274), wird die 
Angabe „30. Juni 2009“ durch die Angabe „31. Dezem-
ber 2010“ersetzt.
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45

Artikel 13

Aufgrund des § 35 Abs. 2 und des § 36 Abs. 1 und 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19. Februar 
1987 (BGBl. I S. 602) wird verordnet:

§ 2 der Verordnung über die Zuständigkeit zur Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten im Bereich der Statistik vom 
18. Mai 2004 (GV. NRW. S. 248) wird wie folgt neu 
gefasst:

„§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2004 in Kraft.

Das Innenministerium berichtet der Landesregierung bis 
zum 31. Dezember 2011 und danach alle fünf Jahre über 
die Notwendigkeit des Fortbestehens dieser Verord-
nung.“

54

Artikel 14

Aufgrund des § 17 des Schutzbereichgesetzes vom 7. 
Dezember 1956 (BGBl. I S. 899), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 Abs. 11 des Gesetzes vom 12. August 2005 
(BGBl. I S. 2354, 2357), wird verordnet:

In § 2 Satz 2 der Verordnung über die nach dem Gesetz 
über die Beschränkung von Grundeigentum für die mili-
tärische Verteidigung (Schutzbereichgesetz) zuständigen 
Festsetzungsbehörden vom 5. Februar 1957 (GV. NRW. 
S. 33), geändert durch Artikel 70 des Gesetzes vom 18. 
Mai 2004 (GV. NRW. S. 248), wird die Angabe „31. 
Dezember 2008“ durch die Angabe „31. Dezember 2013“ 
ersetzt.

54

Artikel 15

Aufgrund der §§ 8, 28 Abs. 1 und 65 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Landbeschaffung für Aufgaben der Verteidi-
gung (Landbeschaffungsgesetz) vom 23. Februar 1957 
(BGBl. I S. 134), zuletzt geändert durch Artikel 28 Abs. 7 
des Gesetzes vom 7. September 2007 (BGBl. I S. 2246), 
wird verordnet:

In § 3 Satz 2 der Verordnung zur Durchführung des 
Landbeschaffungsgesetzes vom 18. Mai 2004 (GV. NRW. 
S. 248) wird die Zahl „2008“ durch die Zahl „2013“ 
ersetzt.

7134

Artikel 16

Aufgrund des § 23 der Berufsordnung für die Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieure / Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurinnen in Nordrhein-Westfalen – 
ÖbVermIng BO NRW – vom 15. Dezember 1992 (GV. 
NRW. S. 524), zuletzt geändert durch Artikel 125 des 
Dritten Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. 
NRW. S. 306), wird verordnet:

In § 5 Satz 2 der Ersten Verordnung zur Durchführung 
der Berufsordnung für die Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieure in Nordrhein-Westfalen – 1. DVOzÖb-
VermIngBO – vom 26. August 1965 (GV. NRW. S. 246), 
zuletzt geändert durch Artikel 81 des Gesetzes vom 18. 
Mai 2004 (GV. NRW. S. 248), wird die Zahl „2008“ durch 
die Zahl „2011“ ersetzt.

7134

Artikel 17

Aufgrund des § 23 der Berufsordnung für die Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieure/ Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurinnen in Nordrhein-Westfalen – 
ÖbVermIng BO NRW – vom 15. Dezember 1992 (GV. 
NRW. S. 524), zuletzt geändert durch Artikel 125 des 
Dritten Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. 
NRW. S. 306), wird verordnet:

In § 6 Satz 2 der Zweiten Verordnung zur Durchführung 
der Berufsordnung für die Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieure in Nordrhein-Westfalen – 2. DVOzÖb-

VermIngBO – vom 4. März 1966 (GV. NRW. S. 95), geän-
dert durch Artikel 82 des Gesetzes vom 18. Mai 2004 
(GV. NRW. S. 248), wird die Zahl „2008“ durch die Zahl 
„2011“ ersetzt.

7134

Artikel 18

Aufgrund des § 23 der Berufsordnung für die Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieure/ Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurinnen in Nordrhein-Westfalen – 
ÖbVermIng BO NRW – vom 15. Dezember 1992 (GV. 
NRW. S. 524), zuletzt geändert durch Artikel 125 des 
Dritten Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. 
NRW. S. 306), wird verordnet:

In § 5 Satz 2 der Dritten Verordnung zur Durchführung 
der Berufsordnung für die Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieure in Nordrhein-Westfalen – 3. DVOzÖb-
VermIngBO – vom 2. Dezember 1966 (GV. NRW. S. 515), 
geändert durch Artikel 84 des Gesetzes vom 18. Mai 2004 
(GV. NRW. S. 248), wird die Zahl „2008“ durch die Zahl 
„2011“ ersetzt.

Artikel 19

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 18. November 2008

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Dr. Jürgen  R ü t t g e rs

Der Finanzminister

Dr. Helmut  L i n s s e n

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

– GV. NRW. 2008 S. 729

321
7822
7823

Verordnung zur Änderung 
der Befristung von Rechtsverordnungen

im Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 

und Verbraucherschutz
Vom 11. November 2008

321

Artikel 1

Auf Grund des § 32 Abs. 3 des Gesetzes über das gericht-
liche Verfahren in Landwirtschaftssachen vom 21. Juli 
1953 (BGBl. I S. 667), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
12. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2840), verordnet die Lan-
desregierung:

In § 2 Satz 2 der Verordnung über die Bestimmung der 
land- und forstwirtschaftlichen Berufsvertretung im 
Sinne des Gesetzes über das gerichtliche Verfahren in 
Landwirtschaftssachen vom 19. Dezember 1961 (GV. 
NRW. S. 407), geändert durch Artikel 58 des Gesetzes 
vom 18. Mai 2004 (GV. NRW. S. 248), wird die Angabe 
„31. Dezember 2008“ durch die Angabe „31. Dezember 
2013“ ersetzt.
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7822

Artikel 2

Auf Grund des § 7 Abs. 4 des Forstvermehrungsgutgeset-
zes (FoVG) vom 22. Mai 2002 (BGBl. I S. 1658), geändert 
durch Artikel 214 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 
(BGBl. I S. 2407), und aufgrund des § 36 Abs. 2 Satz 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I 
S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 7. August 2007 (BGBl. I S. 1786), verordnet die Lan-
desregierung:

Die Verordnung zur Durchführung des Forstvermeh-
rungsgutgesetzes im Land Nordrhein-Westfalen (FoVDV 
NRW) vom 10. Februar 2004 (GV. NRW. S. 122), geän-
dert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 12. Dezember 
2006 (GV. NRW. S. 622), wird wie folgt geändert:

1.  Die §§ 1 bis 4 erhalten folgende Fassung:

 „§ 1

  Zuständige Behörde und Landesstelle im Sinne des 
Forstvermehrungsgutgesetzes (FoVG) vom 22. Mai 
2002 (BGBl. I S. 1658) in der jeweils geltenden Fas-
sung und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen ist der Landesbetrieb Wald und 
Holz Nordrhein-Westfalen.

 § 2

  (1) Forstliches Vermehrungsgut aller dem FoVG 
unterliegenden Baumarten darf nur unter Aufsicht 
geerntet werden. Die Aufsicht liegt in der Verantwor-
tung des Wald- oder Baumbesitzers oder seines 
Beauftragten.

  (2) Die Menge des nach Absatz 1 erzeugten forstli-
chen Vermehrungsgutes ist im unmittelbaren zeitli-
chen Zusammenhang mit der Erzeugung vom Wald- 
oder Baumbesitzer oder seines Beauftragten in einer 
Sammelliste zu erfassen. Für jede Zulassungseinheit 
und jede Baumart ist eine Sammelliste zu führen. Sie 
ist nach Abschluss der Ernte zehn Jahre vom Wald- 
oder Baumbesitzer aufzubewahren.

 § 3

  Forstliches Vermehrungsgut aller dem FoVG unter-
liegenden Baumarten ist bei der Ernte über Sammel-
stellen des Wald- oder Baumbesitzers oder der forst-
wirtschaftlichen Zusammenschlüsse zu leiten.

 § 4

  Zierzapfen dürfen nur zu folgenden Zeiten geerntet 
werden:

 1.  Lärchenarten vom 1. Mai bis 30. September,

 2.  Erlenarten vom 1. Mai bis 31. Juli,

 3.  Douglasie vom 1. November bis 31. Mai,

 4.   alle übrigen Nadelbaumarten vom 1. April bis 30. 
September.“

2.  Der § 6 wird zu § 5 Satz 2.

3.  Der § 5 (neu) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

  „Ordnungswidrig im Sinne des § 23 Abs. 2 Nr. 13 
FoVG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig einem 
Gebot oder Verbot dieser Verordnung zuwiderhan-
delt.“

4.  Der § 7 wird zu § 6 und § 8 wird zu § 7.

5.   In § 7 (neu) wird die Angabe „31. Dezember 2008“ 
durch die Angabe „31. Dezember 2013“ ersetzt.

7823

Artikel 3

Auf Grund des § 30 Abs. 2 des Pfl anzenschutzgesetzes 
i. d. F. der Bekanntmachung vom 14. Mai 1998 (BGBl. I 
S. 971, 1527, 3512), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 5. März 2008 (BGBl. I S. 284), verordnet 
die Landesregierung:

Die Verordnung über die Anerkennung von Betrieben 
für die Kontrolle von Pflanzenschutzgeräten vom 

20. April 1993 (GV. NRW. S. 306), geändert durch Arti-
kel 155 des Dritten Befristungsgesetzes vom 5. April 
2005 (GV. NRW. S. 306), wird wie folgt geändert:

1.  In § 4 wird Satz 2 gestrichen.

2.   In § 5 Satz 2 wird die Angabe „31. Dezember 2008“ 
durch die Angabe „31. Dezember 2013“ ersetzt.

3.   In der Anlage 1 wird in Nummer 3 nach dem 1. Spie-
gelstrich eingefügt:

  „– eine Prüfeinrichtung zur Messung des Einzeldü-
senausstoßes nach Richtlinie 1-3.1.1 des Teils VII der 
Richtlinie der BBA für die Prüfung von Pfl anzen-
schutzgeräten,“.

4.   In der Anlage 3 werden in der Tabelle Farben die 
Jahresangaben „1995“ durch „2013“, „1996“ durch 
„2008“, „1997“ durch „2009“, „1998“ durch „2010“, 
„1999“ durch „2011“ und „2000“ durch „2012“ 
ersetzt.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 11. November 2008

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Minister 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Eckhard  U h l e n b e r g

– GV. NRW. 2008 S. 731
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788

Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten 

für Bereiche der Agrarwirtschaft und
zur Änderung weiterer Zuständigkeitsregelungen

Vom 11. November 2008

780

Artikel 1

Auf Grund des § 5 Abs. 3 Satz 1 des Landesorganisati-
onsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. November 
2007 (GV. NRW. S. 588), insoweit – ausgenommen § 2 
Abs. 4, § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 und § 6 – nach Anhörung 
des zuständigen Ausschusses des Landtags, und

–  auf Grund des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 7. August 
2007 (BGBl. I S. 1786), sowie

–  auf Grund des § 10 Abs. 2 und des § 22 Abs. 1 des 
Milch- und Fettgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10. Dezember 1952 (BGBl. I S. 811), 
zuletzt geändert durch Artikel 198 der Verordnung 
vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407),

–  des § 12 Satz 2 des Milch- und Margarinegesetzes vom 
25. Juli 1990 (BGBl. I S. 1471), zuletzt geändert durch 
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Artikel 199 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 
(BGBl. I S. 2407),

–  des § 139 Abs. 2 Satz 3 des Markengesetzes vom 
25. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3082, ber. 1995 S. 156), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
7. Juli 2008 (BGBl. I S. 1191),

–  des § 5 Satz 2 des Lebensmittelspezialitätengesetzes 
vom 29. Oktober 1993 (BGBl. I S. 1814), zuletzt geän-
dert durch Artikel 54 der Verordnung vom 31. Oktober 
2006 (BGBl. I S. 2407),

–  des § 2 Abs. 3 des Öko-Landbaugesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 12. August 2005 
(BGBl. I S. 2431), zuletzt geändert durch Artikel 205 
der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I 
S. 2407),

–  des § 3 Abs. 3 Satz 2, § 9 Satz 3, § 10 Abs. 3 Satz 4, 
§ 22 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 10 Abs. 3 
Satz 4, § 30 Abs. 2 Satz 3 und § 44 Abs. 4 Satz 2 des 
Pfl anzenschutzgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Mai 1998 (BGBl. I S. 971, 1527, 
3512), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 5. März 2008 (BGBl. I S. 284),

–  des § 5 Abs. 4 Satz 2 des Direktzahlungen-Verpfl ich-
tungengesetzes vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S. 1763, 
1767), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
22. April 2008 (BGBl. I S. 738) sowie

–  des § 8 Abs. 3, des § 18 Abs. 2, des § 23 Abs. 4 Satz 4, 
des § 27 Abs. 3 und des § 30 Abs. 2 des Tierzuchtgeset-
zes vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3294), geändert 
durch Verordnung vom 20. August 2008 (BGBl. I 
S. 1749),

wird verordnet:

„Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten und zur 

Übertragung von Ermächtigungen zum Erlass von 
Rechtsverordnungen für Bereiche der Agrarwirtschaft

(ZustVOAgrar NRW)

§ 1
Zuständigkeit des Ministeriums

Das für Landwirtschaft zuständige Ministerium (Minis-
terium) ist

1.   zuständige oberste Landesbehörde nach § 2 Abs. 6 
der Milch-Güteverordnung vom 9. Juli 1980 (BGBl. I 
S. 878) in der jeweils geltenden Fassung,

2.   zuständige oberste Landesbehörde zur Ausführung 
von Rechtsverordnungen auf Grund des Ernährungs-
vorsorgegesetzes (EVG) vom 20. August 1990 (BGBl. I 
S. 1766) sowie auf Grund des Ernährungssicherstel-
lungsgesetzes (ESG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27. August 1990 (BGBl. I S. 1802) in der 
jeweils geltenden Fassung,

3.   zuständige Behörde für die Zulassung von Übertra-
gungsstellen nach § 11 der Milchquotenverordnung 
vom 4. März 2008 (BGBl. I S. 359) in der jeweils gel-
tenden Fassung,

4.   zuständige Behörde nach dem Tierzuchtgesetz 
(TierZG) für

 a)   die Erteilung von Aufl agen nach § 5 Abs. 2 TierZG,

 b)  das Monitoring nach § 9 TierZG,

 c)   die Genehmigung von Ausnahmen nach § 22 
Abs. 6 TierZG,

 d)   die Erteilung von Auskünften und die Datenüber-
mittlung an Behörden nach § 23 TierZG,

5.   zuständige Behörde gemäß § 28 TierZG für die 
Durchführung der Leistungsprüfung und der Zucht-
wertfeststellung nach § 4 Abs. 2 und 3 des Tierzucht-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Januar 1998 (BGBl. I S. 145) im Bereich des Land-
gestüts und

6.   zuständige Behörde nach Artikel 1 Abs. 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 885/2006 der Kommission vom 21. Juni 
2006 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung 
(EG) Nr. 1290/2005 des Rates hinsichtlich der Zulas-

sung der Zahlstellen und anderen Einrichtungen 
sowie des Rechnungsabschlusses für den EGFL und 
den ELER (ABl. EU 2006 Nr. L 171 S. 90).

§ 2
Zuständigkeit des Landesamtes für Natur, 

Umwelt und Verbraucherschutz

(1) Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucher-
schutz (Landesamt) ist zuständige Behörde 

 1.   nach § 4 Abs. 1 des Lebensmittelspezialitätengesetzes,

 2.  nach § 134 Abs. 1 des Markengesetzes,

 3.   für die Überwachung nach § 8 Abs. 1 und § 8 a des 
Düngemittelgesetzes vom 15. November 1977 
(BGBl. I S. 2134) in der jeweils geltenden Fassung,

 4.   nach § 28 des Saatgutverkehrsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18. Juli 2004 
(BGBl. I S. 1673) in der jeweils geltenden Fassung,

 5.   nach § 2, § 3 Abs. 4 und § 4 sowie für die Durchfüh-
rung der §§ 5 und 6 des Marktstrukturgesetzes vom 
16. Mai 1969 (BGBl. I S. 423) in der jeweils gelten-
den Fassung,

 6.   für die Anerkennung der gewählten Rechtsform des 
wirtschaftlichen Vereins für eine Erzeugergemein-
schaft oder eine Vereinigung von Erzeugergemein-
schaften unter gleichzeitiger Anerkennung der 
Rechtsfähigkeit nach § 22 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (BGB) sowie für die Genehmigung von 
Satzungsänderungen nach § 33 Abs. 2 BGB und die 
Entziehung der Rechtsfähigkeit nach § 43 Abs. 1 und 
4 BGB,

 7.   für die Entgegennahme von Meldungen und die Ver-
folgung des Auskunftsanspruchs nach § 15 Abs. 3 
und § 16 des Gesetzes über Meldungen über Markt-
ordnungswaren in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 26. Oktober 1995 (BGBl. I S. 1490) in der je-
weils geltenden Fassung,

 8.   nach den §§ 3 bis 5, § 7 und § 12 des Legehennenbe-
triebsregistergesetzes (LegRegG) vom 12. September 
2003 (BGBl. I S. 1894) in der jeweils geltenden Fas-
sung und der auf Grund des § 8 LegRegG erlassenen 
Rechtsverordnungen,

 9.   nach § 7 Abs. 1 des Fleischgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. April 2008 (BGBl. I 
S. 714) in der jeweils geltenden Fassung,

10.   nach § 5 Abs. 1 Satz 1 des Handelsklassengesetzes 
(HdlKlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. November 1972 (BGBl. I S. 2201) in der jeweils 
geltenden Fassung 

11.  nach § 2 Abs. 1 des Öko-Landbaugesetzes (ÖLG),

12.  nach dem Tierzuchtgesetz für

 a)   die Zulassung einer Besamungsstation und Sa-
mendepots nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 TierZG und

 b)   die Zulassung einer Embryo-Entnahmestelle 
nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 TierZG,

  in tierzuchtrechtlichen Fragestellungen im Einver-
nehmen mit dem Direktor der Landwirtschaftskam-
mer Nordrhein-Westfalen als Landesbeauftragtem 
und

13.   für die landesweite Koordinierung der Ernährungs-
notfallvorsorge im Sinne des Ernährungssicherstel-
lungsgesetzes, des Ernährungsvorsorgegesetzes und 
der Ernährungswirtschaftsmeldeverordnung (EWMV) 
vom 10. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2214) in der je-
weils geltenden Fassung sowie die Vorbereitung des 
Vollzugs von Maßnahmen gemäß § 15 ESG und § 8 
EVG einschließlich der verwaltungsmäßigen Ab-
wicklung und Aktenführung,

soweit in dieser Verordnung keine abweichende Zustän-
digkeit bestimmt ist.

(2) Das Landesamt ist zuständige Behörde und zustän-
dige Stelle auf dem Gebiet des Milchrechts nach

1.   § 8 Abs. 2 Satz 3 des Milch- und Margarinegesetzes 
für die Zulassung von Ausnahmen für das Herstellen, 
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Behandeln und Inverkehrbringen von Sonderverpfl e-
gung in den dort bestimmten Fällen,

2.   der Milch-Güteverordnung, soweit nicht das Ministe-
rium nach § 1 Nr. 1 zuständig ist,

3.   der Butterverordnung vom 3. Februar 1997 (BGBl. I 
S. 144) in der jeweils geltenden Fassung, soweit es 
die handelsklassenrechtlichen Vorschriften für die 
gewerbliche Verarbeitungs- und Großhandelsstufe 
betrifft,

4.   der Käseverordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. April 1986 (BGBl. I S. 412) in der 
jeweils geltenden Fassung, soweit es die handelsklas-
senrechtlichen Vorschriften für die gewerbliche Ver-
arbeitungs- und Großhandelsstufe betrifft,

5.   § 2 Nr. 2 der Magermilch-Beihilfenverordnung vom 
31. Mai 1977 (BGBl. I S. 792) in der jeweils geltenden 
Fassung,

6.   der Schulmilch-Beihilfen-Verordnung vom 8. Novem-
ber 1985 (BGBl. I S. 2099) in der jeweils geltenden 
Fassung,

7.   § 4 a Abs. 3 und 4 der Milch-Sachkunde-Verordnung 
vom 22. Dezember 1972 (BGBl. I S. 2555) in der 
jeweils geltenden Fassung und

8.   § 2 Abs. 3 der Verordnung über Preisnotierungen für 
Butter, Käse und andere Milcherzeugnisse vom 
27. November 1997 (BGBl. I S. 2768) in der jeweils 
geltenden Fassung.

(3) Das Landesamt ist zuständige Behörde sowie Kont-
rollstelle und Stelle im Sinne

1.   der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation 
der Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für 
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse (Verord-
nung über die einheitliche GMO) und der Verordnung 
(EG) Nr. 589/2008 der Kommission vom 23. Juni 2008 
mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 des Rates hinsichtlich der Vermark-
tungsnormen für Eier (ABl. Nr. L 163 S. 6), beide in 
den jeweils geltenden Fassungen,

2.   der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation 
der Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für 
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse (Verord-
nung über die einheitliche GMO) und der Verordnung 
(EG) Nr. 617/2008 der Kommission vom 27. Juni 2008 
mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung 
(EG) Nr. 1234/2007 des Rates hinsichtlich der Ver-
marktungsnormen für Bruteier und Küken von Haus-
gefl ügel (ABl. Nr. L 168 S. 5), beide in den jeweils gel-
tenden Fassungen,

3.   der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation 
der Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für 
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse (Verord-
nung über die einheitliche GMO) und der Verordnung 
(EG) Nr. 543/2008 der Kommission vom 16. Juni 2008 
mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung 
(EG) Nr. 1234/2007 des Rates hinsichtlich der Ver-
marktungsnormen für Gefl ügelfl eisch (ABl. Nr. L 157 
S. 46), beide in den jeweils geltenden Fassungen und

4.   der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommission 
vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsvorschrif-
ten zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) 
Nr. 2201/96 und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im 
Sektor Obst und Gemüse (ABl. Nr. L 350 S 9) in der 
jeweils geltenden Fassung,

soweit in dieser Verordnung keine abweichende Zustän-
digkeit bestimmt ist.

(4) Die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach folgenden Vorschriften 
wird auf das Landesamt übertragen:

 1.  § 8 des Lebensmittelspezialitätengesetzes,

 2.  § 145 Abs. 2 des Markengesetzes, 

 3.  § 10 des Düngemittelgesetzes,

 4.   § 60 Abs. 1 des Saatgutverkehrsgesetzes, soweit 
nicht nach § 60 Abs. 4 Bundesbehörden zuständig 
sind, 

 5.  § 9 des Marktstrukturgesetzes,

 6.   § 17 des Gesetzes über Meldungen über Marktord-
nungswaren,

 7.  § 30 Abs. 1 des Milch- und Fettgesetzes,

 8.  § 10 LegRegG,

 9.  § 16 des Fleischgesetzes,

10.   § 7 HdlKlG im Rahmen der nach Absatz 1 Nr. 10 
übertragenen Zuständigkeit,

11.  § 12 ÖLG,

12.   § 4 des Gesetzes zur Einführung und Verwendung 
eines Kennzeichens für Erzeugnisse des ökologi-
schen Landbaus vom 10. Dezember 2001 (BGBl. I 
S. 3441) in der jeweils geltenden Fassung,

13.  § 25 ESG und § 16 EVG,

soweit in dieser Verordnung keine abweichende Rege-
lung getroffen ist.

§ 3
Zuständigkeit der Kreisordnungsbehörde

(1) Die Kreisordnungsbehörde ist zuständige Behörde

1.   nach dem Milch- und Margarinegesetz, ausgenommen 
die Überwachung nach § 8 Abs. 2 Satz 3,

2.   nach der Butterverordnung, ausgenommen die Über-
wachung handelsklassenrechtlicher Vorschriften der 
gewerblichen Verarbeitungs- und Großhandelsstufe,

3.   nach der Käseverordnung, ausgenommen die Über-
wachung handelsklassenrechtlicher Vorschriften der 
gewerblichen Verarbeitungs- und Großhandelsstufe,

4.   nach der Milch-Sachkunde-Verordnung, ausgenom-
men die Überwachung nach § 4 a Abs. 3 und 4,

5.   für die Überwachung der Betriebe der Einzelhandels-
stufe, ausgenommen die Überwachung der Verteil-
zentren nach § 5 Abs. 1 Satz 1 HdlKlG,

6.   nach § 17 Abs. 7 TierZG für die Überwachung der 
Besamungsstationen und Embryo-Entnahmeeinheiten 
in veterinärhygienischer Hinsicht und 

7.  nach § 4 EWMV,

soweit in dieser Verordnung keine abweichende Rege-
lung getroffen ist.

(2) Die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach folgenden Vorschriften 
wird auf die Kreisordnungsbehörde übertragen:

1.  § 14 des Milch- und Margarinegesetzes,

2.  § 14 EVG,

3.   § 7 HdlKlG, soweit nicht das Landesamt oder Bun-
desbehörden zuständig sind.

§ 4
Zuständigkeit des Direktors der Landwirtschafts-

kammer als Landesbeauftragter

(1) Der Direktor der Landwirtschaftskammer als Lan-
desbeauftragter ist zuständige Behörde bzw. Lan-
desstelle

1.   nach § 8 Abs. 1 und § 8 a des Düngemittelgesetzes, 
soweit es um die Anwendung von Düngemitteln nach 
§ 1 a des Düngemittelgesetzes geht,

2.   im Sinne der Düngeverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. Februar 2007 (BGBl. I 
S. 221) in der jeweils geltenden Fassung, soweit in § 5 
nichts anderes bestimmt ist,

3.   im Sinne des § 2 Abs. 1 Nrn. 13 und 14, § 11 Abs. 3 
Nr. 1, § 12 Abs. 6 sowie § 22 Abs. 1 Nr. 2 des Saatgut-
verkehrsgesetzes,

4.  im Sinne des § 5 Abs. 2 der Milchquotenverordnung,
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5.   nach § 2 Abs. 1 der Verordnung über die Durchfüh-
rung der Milchprämie und der Ergänzungszahlung 
zur Milchprämie vom 18. Februar 2004 (BGBl. I 
S. 267) in der jeweils geltenden Fassung,

6.   für die Ausstellung der Konformitätsbescheinigung 
nach Artikel 11 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 und für die Ausstellung und Übermittlung 
der Bescheinigung über die industrielle Zweckbe-
stimmung nach Artikel 19 der Verordnung (EG) 
Nr. 1580/2007,

7.   nach § 2 Abs. 2 der Verordnung zur Durchführung 
der gemeinsamen Marktordnung für Obst und Ge-
müse in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. Juni 2008 (BGBl. I S. 1082) in der jeweils gelten-
den Fassung,

8.  nach dem Tierzuchtgesetz für

 a)   die Anerkennung einer Zuchtorganisation nach 
§ 3 TierZG,

 b)   die Entgegennahme der Änderungsmitteilung und 
die Erteilung der Zustimmung nach § 4 Abs. 5 
TierZG,

 c)   den Widerruf der Anerkennung einer Zuchtorga-
nisation nach § 5 Abs. 3 TierZG,

 d)   die Mitteilung an das Bundesministerium nach § 5 
Abs. 5 TierZG,

 e)   die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach 
§ 13 Abs. 3 Satz 2 TierZG,

 f)   die Zulassung einer Besamungsstation oder einer 
Embryo-Entnahmestelle nach § 17 TierZG,

 g)   die Überwachung der tierzuchtrechtlichen Vor-
schriften nach § 22 TierZG,

 h)   die Mitteilung der zugelassenen Zuchtorganisatio-
nen, Besamungsstationen und Embryo-Entnahme-
stellen an das Bundesministerium nach § 24 
TierZG und

9.   gemäß § 28 Abs. 1 TierZG für die Durchführung der 
Leistungsprüfung und der Zuchtwertfeststellung 
nach § 4 Abs. 2 und 3 des Tierzuchtgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1998, 
soweit in § 1 Nr. 5 nichts Abweichendes bestimmt ist.

(2) Die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach folgenden Vorschriften 
wird auf den Direktor der Landwirtschaftskammer als 
Landesbeauftragter übertragen:

1.  § 10 der Düngeverordnung,

2.  § 26 TierZG.

§ 5
Zuständigkeit des Geschäftsführers der Kreisstelle 

der Landwirtschaftskammer als Landesbeauftragter 
im Kreis

(1) Der Geschäftsführer der Kreisstelle der Landwirt-
schaftskammer als Landesbeauftragter im Kreis ist

1.  zuständige Stelle

 a)   nach § 4 Abs. 4 Nr. 5 und 6 und nach § 4 Abs. 5 
der Düngeverordnung; bei Genehmigungen und 
Aufl agen im Einvernehmen mit der unteren Was-
serbehörde,

 b)   im Sinne des § 14 a Abs. 3 Nr. 2 des Einkommen-
steuergesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4210; 
2003 I S. 179) in der jeweils geltenden Fassung,

2.   zuständige Behörde im Sinne des Landpachtver-
kehrsgesetzes vom 8. November 1985 (BGBl. I S. 2075) 
in der jeweils geltenden Fassung und

3.   Genehmigungsbehörde im Sinne des Grundstückver-
kehrsgesetzes vom 28. Juli 1961 in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7810-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, in der jeweils gelten-
den Fassung.

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 3 entscheidet die Geneh-
migungsbehörde im Benehmen mit der für die Erteilung 

der Baugenehmigung zuständigen unteren Bauaufsichts-
behörde. Ist eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband 
als Vertragspartner an der Veräußerung beteiligt, so darf 
die Genehmigungsbehörde nur mit Zustimmung der 
Kommunalaufsichtsbehörde die Genehmigung versagen 
oder unter Aufl agen oder Bedingungen erteilen.

§ 6
Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen

(1) Auf das Ministerium übertragen werden die Ermäch-
tigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen nach 

1.   § 10 Abs. 2 und § 22 Abs. 1 des Milch- und Fettgeset-
zes,

2.  § 12 Satz 2 des Milch- und Margarinegesetzes,

3.   § 5 Abs. 4 Satz 2 des Direktzahlungen-Verpfl ichtun-
gengesetzes,

4.   § 8 Abs. 3, § 18 Abs. 2, § 23 Abs. 4 Satz 4, § 27 Abs. 3 
und § 30 Abs. 2 TierZG sowie

5.   § 3 Abs. 3 Satz 1, § 9 Satz 2, § 10 Abs. 3 Satz 3, § 22 
Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 10 Abs. 3 Satz 3, 
§ 30 Abs. 2 Satz 1 und 2 sowie § 44 Abs. 4 Satz 1 des 
Pfl anzenschutzgesetzes.

Das Ministerium kann seine Befugnis zum Erlass von 
Rechtsverordnungen nach § 3 Abs. 3 Satz 2 des Pfl anzen-
schutzgesetzes durch Rechtsverordnung auf nachgeord-
nete oder seiner Aufsicht unterstehende Behörden weiter 
übertragen.

(2) Auf das Landesamt übertragen werden die Ermäch-
tigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen nach

1.  § 139 Abs. 2 Satz 3 des Markengesetzes,

2.   § 5 Satz 2 des Lebensmittelspezialitätengesetzes für 
die Beauftragung oder Beteiligung privater Kontroll-
stellen und

3.   § 2 Abs. 3 Satz 2 ÖLG, soweit sie das Verfahren der 
Mitwirkung privater Kontrollstellen an der Erfüllung 
der Aufgaben nach § 2 Abs. 1 ÖLG näher regeln, ins-
besondere Gegenstand und Umfang einer Unterrich-
tungs- und Berichtspfl icht.

§ 7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichtspfl icht

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten folgende Verordnungen außer Kraft:

 1.   die Verordnung über Zuständigkeiten für die Über-
wachung nach dem Lebensmittelspezialitätengesetz 
und dem Markengesetz vom 18. Juni 1996 (GV. 
NRW. S. 214),

 2.   die Verordnung über Zuständigkeiten nach dem 
Düngemittelgesetz und der Düngeverordnung vom 5. 
Juni 2007 (GV. NRW. S. 257),

 3.   die Verordnung über Zuständigkeiten nach dem 
Saatgutverkehrsgesetz vom 16. Juli 1986 (GV. NRW. 
S. 584),

 4.   die Verordnung über Zuständigkeiten nach dem 
Marktstrukturgesetz vom 5. November 1969 (GV. 
NRW. S. 748),

 5.   die Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Ge-
setz über Meldungen über Marktordnungswaren 
vom 4. April 1978 (GV. NRW. S. 166),

 6.   die Verordnung über Zuständigkeiten auf dem Ge-
biet der Eier- und Gefl ügelwirtschaft vom 29. April 
1992 (GV. NRW. S. 178),

 7.   die Verordnung über Zuständigkeiten auf dem Ge-
biet des Milchrechts vom 4. November 1997 (GV. 
NRW. S. 387),

 8.  die Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Le-
gehennenbetriebsregistergesetz vom 13. Januar 2004 
(GV. NRW. S. 88),

 9.   die Verordnung über die Zuständigkeit zur Durch-
führung der Milchprämienverordnung vom 21. Juli 
2004 (GV. NRW. S. 423),
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10.   die Verordnung über Zuständigkeiten auf dem Ge-
biet der Obst- und Gemüsewirtschaft vom 14. Sep-
tember 1993 (GV. NRW. S. 686),

11.   die Verordnung über Zuständigkeiten nach dem 
Handelsklassengesetz vom 17. November 1969 (GV. 
NRW. S. 759),

12.   die Verordnung über Zuständigkeiten im Bereich des 
ökologischen Landbaus vom 13. Januar 2004 (GV. 
NRW. S. 88),

13.   die Verordnung zur Übertragung von Befugnissen 
nach dem Pfl anzenschutzgesetz vom 19. April 1988 
(GV. NRW. S. 180),

14.   die Durchführungsverordnung zum Vieh- und 
Fleischgesetz vom 2. Juli 1992 (GV. NRW. S. 279),

15.   die Verordnung über Ermächtigungen nach dem 
Tierzuchtgesetz vom 15. Mai 1990 (GV. NRW. 
S. 288),

16.   die Verordnung über Zuständigkeiten nach dem 
Tierzuchtgesetz vom 12. September 1990 (GV. NRW. 
S. 555),

17.   die Zweite Verordnung über Zuständigkeiten nach 
dem Landpachtgesetz und dem Grundstückver-
kehrsgesetz vom 4. Dezember 1963 (GV. NRW. 
S. 329),

18.   die Verordnung über die Bestimmung der zuständi-
gen Stelle nach § 14 a Abs. 3 Nr. 2 des Einkommen-
steuergesetzes vom 18. Oktober 1985 (GV. NRW. 
S. 609),

19.   die Verordnung über Zuständigkeiten nach der Er-
nährungswirtschaftsmeldeverordnung vom 23. April 
1996 (GV. NRW. S. 177),

20.   die Verordnung über Zuständigkeiten nach der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1663/95 der Kommission vom 
7. Juli 1995 mit Durchführungsbestimmungen zu der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates bezüglich 
des Rechnungsabschlussverfahrens des EAGFL, Ab-
teilung Garantie vom 1. Oktober 1995 (GV. NRW. 
S. 984).

(3) Das Ministerium berichtet der Landesregierung bis 
zum 31. Dezember 2013 und danach alle fünf Jahre über 
die Notwendigkeit des Fortbestehens dieser Verordnung.

(4) § 4 Abs. 1 Nr. 9 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2013 außer Kraft.“

7830

Artikel 2

Auf Grund des § 13 Abs. 6 der Bundes-Tierärzteordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. November 
1981 (BGBl. I S. 1193), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 11. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2882), wird 
verordnet:

Die Verordnung über Zuständigkeiten nach der Bundes-
Tierärzteordnung vom 16. September 1975 (GV. NRW. 
S. 549), zuletzt geändert durch Artikel 63 des Gesetzes 
vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 662), wird wie 
folgt geändert:

1.  § 1 erhält folgende Fassung:

„§ 1

  (1) Das für Verbraucherschutz zuständige Ministe-
rium ist zuständige Behörde nach § 13 Abs. 2 Satz 1 
und Absatz 3 der Bundes-Tierärzteordnung (BTÄO).

  (2) Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbrau-
cherschutz ist zuständige Behörde nach § 13 Abs. 2 
Satz 2 bis 4 und Absatz 4 BTÄO.“

2.   In § 2 Satz 2 wird die Angabe „31. Dezember 2011“ 
durch die Angabe „31. Dezember 2013 und danach 
alle fünf Jahre“ ersetzt.

788

Artikel 3

Auf Grund des § 5 Abs. 3 Satz 1 des Landesorganisa-
tionsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), 

zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
20. November 2007 (GV. NRW. S. 588), insoweit nach 
Anhörung des zuständigen Ausschusses des Landtags, 
und auf Grund des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 7. August 
2007 (BGBl. I S. 1786), wird verordnet:

Die Zuständigkeitsverordnung Verbraucherschutz NRW 
vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. 662, ber. 2008 S. 155) 
wird wie folgt geändert:

1.   In § 1 Abs. 1 Nr. 2 wird in der Angabe „§ 1 Abs. 1 
Satz 1 Nrn. 1 bis 7“ die Zahl „7“ durch die Zahl „8“ 
ersetzt.

2.   In § 1 Abs. 1 wird nach der Nummer 15 folgende 
Nummer 16 eingefügt:

  „16. für die Anerkennung des Bedarfs für wissen-
schaftliche Zwecke, für Messen, Ausstellungen oder 
ähnliche Veranstaltungen nach § 47 Abs. 2 Nr. 5 des 
Vorläufi gen Tabakgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. September 1997 (BGBl. I 
S. 2296) in der jeweils geltenden Fassung,“.

3.   In § 1 Abs. 2 wird nach der Nummer 11 folgende 
Nummer 12 eingefügt:

  „12. § 11 des Gesetzes über den Vollzug des Lebens-
mittel-, Futtermittel- und Bedarfsgegenständerechts 
vom 19. März 1985 (GV. NRW. S. 259) in der jeweils 
geltenden Fassung,“.

4.   In § 2 Abs. 1 entfallen die Nummern 1.3 und 1.4, die 
bisherigen Nummern 1.5 und 1.6 werden zu den 
Nummern 1.3 und 1.4.

5.   In § 4 letzter Satz wird die Angabe „31. Dezember 
2011“ durch die Angabe „31. Dezember 2013 und 
danach alle fünf Jahre“ ersetzt.

72

Artikel 4

Auf Grund des § 5 Abs. 3 Satz 1 und des § 7 Abs. 4 Satz 2 
des Landesorganisationsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. 
NRW. S. 421), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 20. November 2007 (GV. NRW. S. 588), 
insoweit nach Anhörung des zuständigen Ausschusses 
des Landtags,

–  auf Grund des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 7. August 
2007 (BGBl. I S. 1786) und

–  auf Grund des § 10 des Preisgesetzes vom 10. April 
1948 (WiGBl. I S. 27), geändert durch Gesetz vom 
18. Februar 1986 (BGBl. I S. 265), in Verbindung mit 
§ 1 des Gesetzes über Ermächtigungen zum Erlass von 
Rechtsverordnungen vom 3. Juli 1961 (BGBl. I S. 856) 
und § 1 der Verordnung über die Übertragung von 
Ermächtigungen der Landesregierung zum Erlass von 
Rechtsverordnungen vom 17. Oktober 1961 (GV. NRW. 
S. 285), wird verordnet:

Die Verordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet 
der Preisüberwachung vom 30. April 1985 (GV. NRW. 
S. 380), zuletzt geändert durch Artikel 190 des Gesetzes 
vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 274), wird wie folgt 
geändert:

1.   In § 2 wird die Bezeichnung „Preisangaben- und 
Preisklauselgesetzes vom 3. Dezember 1984 (BGBl. I 
S. 1429), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Juni 
1998 (BGBl. I S. 1242)“ durch die Bezeichnung 
„Preisangabengesetzes vom 3. Dezember 1984 
(BGBl. I S. 1429) in der jeweils geltenden Fassung“ 
ersetzt.

2.   In § 3 werden die Nummern 1 bis 3 wie folgt neu 
gefasst:

  „1. für Ordnungswidrigkeiten nach § 3 des Wirt-
schaftsstrafgesetzes 1954 in der Fassung der Bekannt-
machung vom 3. Juni 1975 (BGBl. I S. 1313) in der 
jeweils geltenden Fassung – soweit es sich nicht um 
Ordnungswidrigkeiten nach der Preisangabenverord-
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nung (PAngV) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4197) in der jeweils 
geltenden Fassung handelt – den Bezirksregierungen, 
auf dem Gebiet der Kampfmittelräumung durch 
Unternehmen der Bezirksregierung Düsseldorf für 
das gesamte Gebiet des Landes Nordrhein-Westfalen,

2.   für Ordnungswidrigkeiten nach § 4 des Wirtschafts-
strafgesetzes 1954 den Kreisordnungsbehörden,

3.   für Ordnungswidrigkeiten nach § 5 Wirtschaftsstraf-
gesetz 1954 und nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Wirtschafts-
strafgesetzes 1954 in Verbindung mit § 10 PAngV auf 
die örtlichen Ordnungsbehörden, soweit die Ord-
nungswidrigkeiten in den in § 1 Abs. 1 des Teleme-
diengesetzes vom 26. Februar 2007 (BGBl. I S. 179) in 
der jeweils geltenden Fassung defi nierten Telemedien 
begangen werden, auf die Bezirksregierung Düssel-
dorf für das gesamte Gebiet des Landes Nordrhein-
Westfalen.“

7834

Artikel 5

Auf Grund des § 5 Abs. 3 Satz 1 des Landesorganisati-
onsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. November 
2007 (GV. NRW. S. 588), insoweit nach Anhörung des 
zuständigen Ausschusses des Landtags und auf Grund 
des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 7. August 2007 (BGBl. I 
S. 1786), wird verordnet:

Die Verordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet 
des Tierschutzrechts vom 26. September 1989 (GV. NRW. 
S. 508), zuletzt geändert durch Artikel 64 des Gesetzes 
vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 662), wird wie 
folgt geändert:

1.  Der Regelungstext in § 1 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 1

 Die Kreisordnungsbehörde ist zuständige Behörde

 1.   im Sinne des Tierschutzgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. Mai 2006 (BGBl. I 
S. 1206, 1313) und aller auf Grund des Tierschutz-
gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen in der 
jeweils geltenden Fassung,

 2.   im Sinne des Europäischen Übereinkommens über 
den Schutz von Tieren beim internationalen 
Transport (revidiert) vom 6. November 2003 
(BGBl. II 2006 S. 798),

  soweit in dieser Verordnung keine andere Zuständig-
keitsregelung getroffen ist.“

2.  Der Regelungstext in § 2 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 2

  Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucher-
schutz (LANUV) ist zuständige Behörde nach dem 
Tierschutzgesetz

  1.   für die Erteilung der Genehmigung zur Durch-
führung von Versuchen an Wirbeltieren nach § 8 
Abs. 1,

  2.   zur Entgegennahme des Antrages auf Genehmi-
gung eines Versuchsvorhabens sowie der Anzeige 
des Wechsels des Leiters eines Versuchsvorhabens 
oder seiner Stellvertretung nach § 8 Abs. 2 und 4 
Satz 2,

  3.   zur Entgegennahme der nach § 8 a Abs. 1, 3 und 4 
erforderlichen Anzeigen und Angaben,

  4.   für Fristverlängerungen nach § 8 Abs. 5 a Satz 2 
und § 8 a Abs. 1 Satz 3,

  5.   für die Untersagung von Tierversuchen nach § 8 a 
Abs. 5,

  6.   zur Entgegennahme von Anzeigen über die 
Bestellung von Tierschutzbeauftragten nach § 8 b 
Abs. 1,

  7.   für die Zulassung von Ausnahmen nach § 8 b 
Abs. 2 Satz 3,

  8.   zur Entgegennahme von Begründungen nach § 10 
Abs. 1 Satz 3,

  9.   zur Entgegennahme von Anzeigen und für Frist-
verkürzungen nach § 10 a Satz 2 und 3,

 10.   für die Berufung der Kommission nach § 15 
Abs. 1 Satz 2,

 11.   für die Unterrichtung des Bundesministeriums 
nach § 15 a.“

3.   In § 3 werden nach dem Wort „Bundesministerium“ 
die Wörter „für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft“ gestrichen und die Bezeichnung 
„Verordnung über die Meldung von in Tierversuchen 
verwendeten Wirbeltieren (Versuchstiermeldeverord-
nung) vom 4. November 1999 (BGBl. I S. 2156)“ wird 
durch die Bezeichnung „Versuchstiermeldeverord-
nung vom 4. November 1999 (BGBl. I S. 2156) in der 
jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

4.   In § 5 Satz 2 wird die Angabe „31. Dezember 2011“ 
durch die Angabe „31. Dezember 2013 und danach 
alle fünf Jahre“ ersetzt.

7834

Artikel 6

Die Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Euro-
päischen Übereinkommen über den Schutz von Tieren 
beim internationalen Transport vom 5. November 1974 
(GV. NRW. S. 1439) wird aufgehoben.

7824

Artikel 7

Die Verordnung über die Zuständigkeit bei der Einfuhr 
von Zuchttieren vom 27. Januar 1986 (GV. NRW. S. 100) 
wird aufgehoben.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 11. November 2008

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

Der Minister
für Umwelt und Naturschutz,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Eckhard  U h le n b e r g

– GV. NRW. 2008 S. 732

93

Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zur Ausführung des Eisenbahnkreuzungsgesetzes 

(AVO EKrG)
Vom 18. November 2008

Aufgrund des § 5 Abs. 2 des Landesorganisationsgeset-
zes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 20. November 2007 (GV. NRW. 
S. 588) und der §§ 5 Abs. 1 Satz 3, 8 Abs. 1 und 2 des 
Gesetzes über Kreuzungen von Eisenbahnen und Stra-
ßen (Eisenbahnkreuzungsgesetz) vom 14. August 1963 
(BGBl. I S. 681), zuletzt geändert durch Artikel 281 der 
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neunten Zuständigkeitsanpassungsverordnung vom 31.
Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407, 2244), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung zur Ausführung des Eisenbahnkreu-
zungsgesetzes (AVO EKrG) vom 10. Februar 2004 (GV. 
NRW. S. 123) wird wie folgt geändert:

1.  In § 3 wird folgender Satz 2 angefügt:

  „Die zuständige oberste Landesbehörde berichtet der 
Landesregierung bis zum 31. Dezember 2013 und 
danach alle fünf Jahre über die Erfahrungen mit die-
ser Verordnung.“

2.  § 4 entfällt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 18. November 2008

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Minister
für Bauen und Verkehr

Oliver  W i t t k e

– GV. NRW. 2008 S. 737

Genehmigung der
51. Änderung des Regionalplans

für den Regierungsbezirk Düsseldorf
Vom 10. November 2008

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Düsseldorf hat in 
seiner Sitzung am 18. September 2008 die 51. Änderung 
des Regionalplans für den Regierungsbezirk  Düsseldorf 
beschlossen (Änderung der Vorgaben für die Rohstoffsi-
cherung und -gewinnung).

Diese Änderung habe ich mit Erlass vom 10. November 
2008 – 322 – 30.15.02.52 gemäß § 20 Abs. 7 Landes-
planungsgesetz vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430) im 
Einvernehmen mit den fachlich zuständigen Landes-
ministerien genehmigt.

Die Bekanntmachung der Genehmigung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
erfolgt nach § 21 Satz 1 Landesplanungsgesetz.

Gemäß § 21 Satz 2 Landesplanungsgesetz wird die 
51. Änderung des Regionalplans beim Ministerium für 
Wirtschaft, Mittelstand und Energie (Landesplanungs-
behörde), der Bezirksregierung Düsseldorf (Bezirks-
planungsbehörde), den Kreisen und kreisangehörigen 
Gemeinden sowie den kreisfreien Städten des Regie-
rungsbezirks Düsseldorf mit Ausnahme der Städte 
Essen, Mühlheim an der Ruhr und Oberhausen zur Ein-
sicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß § 22 Lan-
desplanungsgesetz mit der Bekanntmachung der Geneh-
migung zum Ziel der Raumordnung. Sie ist nach Maß-
gabe der §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz von den öffent-
lichen Stellen und Privaten in Wahrnehmung öffent-
licher Aufgaben bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen zu beachten. Soweit die Änderung des Regi-
onalplans Grundsätze enthält, sind sie nach Maßgabe des 
§ 4 Raumordnungsgesetz von den öffentlichen Stellen 
und Privaten in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben 
bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu 
berücksichtigen.

Gemäß § 23 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
Folgendes hin:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei-
tung und Aufstellung der Änderung des Regionalplanes 
ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich unter 
Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres nach 
dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung Düs-
seldorf (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht wor-
den ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Regionalplanes oder deren Bekannt-
machung verletzt worden sind.

Düsseldorf, den 25. November 2008

Die Ministerin 
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Michael  H e n z e

– GV. NRW. 2008 S. 738
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Gesetz
zur Umsetzung der Föderalismusreform 

auf dem Gebiet des Heimrechts 
und zur Änderung von Landesrecht

Vom 18. November 2008

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Umsetzung der Föderalismusreform 

auf dem Gebiet des Heimrechts 
und zur Änderung von Landesrecht

Inhaltsverzeichnis

Artikel 1

Gesetz über das Wohnen mit Assistenz und Pflege in 
Einrichtungen (Wohn- und Teilhabegesetz – WTG)

Artikel 2
Durchführungsverordnung zum Gesetz 

über das Wohnen mit Assistenz und Pflege in Einrich-
tungen (Wohn- und Teilhabegesetz – WTG)

Artikel 3
Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes des Landes 

Nordrhein-Westfalen zur Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderung (Behindertengleichstellungsgesetz 

Nordrhein-Westfalen – BGG NRW)

Artikel 4
Inkrafttreten

820
Artikel 1

Gesetz über das Wohnen mit Assistenz und Pflege in 
Einrichtungen (Wohn- und Teilhabegesetz – WTG)

Inhaltsverzeichnis

Teil 1
Allgemeiner Teil

§  1 Zweck des Gesetzes

§  2 Geltungsbereich

§  3 Ausschluss vom Geltungsbereich

§  4 Begriffsbestimmungen
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Teil 2
Rechtsverhältnis zwischen Bewohner und 

Einrichtungsbetreiber

§  5   Informations- und Anpassungspfl ichten des Betrei-
bers; Angemessenheit der Entgelte

§  6 Mitwirkung und Mitbestimmung der Bewohner

Teil 3
Anforderungen an den Betrieb einer 

Betreuungseinrichtung

§  7 Allgemeine Anforderungen, Befreiungen

§  8 Beschwerdeverfahren

§  9  Anzeige-, Aufzeichnungs- und Aufbewahrungs-
pfl ichten

§ 10 Leistungen an Betreiber und Beschäftigte

§ 11 Anforderungen an die Wohnqualität

§ 12  Personelle Anforderungen

Teil 4
Überwachung der Betreuungseinrichtungen

§ 13 Zuständigkeit

§ 14 Beratung und Information

§ 15  Abwägungsgebot und einheitliche Rechtsanwen-
dung

§ 16 Verfahren

§ 17 Förderung der Zusammenarbeit

§ 18 Überwachung 

§ 19 Mittel der Überwachung

§ 20 Veröffentlichung von Prüfberichten

Teil 5
Schlussregelungen

§ 21 Ordnungswidrigkeiten

§ 22 Bestandsschutz und Übergangsregelungen 

§ 23  Inkrafttreten, Berichtspfl icht, Ersetzung von Bun-
desrecht

Teil 1
Allgemeiner Teil

§ 1
Zweck des Gesetzes

(1) Dieses Gesetz hat den Zweck, die Würde, die Interes-
sen und die Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger in 
Betreuungseinrichtungen vor Beeinträchtigungen zu 
schützen und die Einhaltung der dem Betreiber ihnen 
gegenüber obliegenden Pfl ichten und ihre Rechte zu 
sichern. Es soll die Transparenz über das Wohnen, die 
Abläufe und Angebote in Betreuungseinrichtungen för-
dern, das selbstbestimmte Leben der Bewohner und 
deren Mitwirkung und Mitbestimmung in der Betreu-
ungseinrichtung unterstützen und zu einer besseren 
Zusammenarbeit aller zuständigen Behörden beitragen. 
Die zuständigen Behörden sollen sich bei der Anwen-
dung von Rechtsvorschriften von der Lebenswirklichkeit 
älterer Menschen, pfl egebedürftiger volljähriger Men-
schen und volljähriger Menschen mit Behinderung leiten 
lassen. 

(2) Die Bürgerinnen und Bürger in Betreuungseinrich-
tungen sollen  

1.  ein möglichst selbstbestimmtes und selbständiges 
Leben führen können,

2. vor Gefahren für Leib und Seele und

3. in ihrer Privat- und Intimsphäre geschützt werden,

4.  eine am persönlichen Bedarf ausgerichtete, gesund-
heitsfördernde und qualifi zierte Betreuung erhalten,

5.  umfassend über Möglichkeiten und Angebote der 
Beratung, der Hilfe, der Pfl ege und der Behandlung 
informiert werden,  

6.  Wertschätzung erfahren, sich mit anderen Menschen 
austauschen und am gesellschaftlichen Leben teilha-
ben,  

7.  ihrer Kultur und Weltanschauung entsprechend leben 
und ihre Religion ausüben und

8. in Würde sterben können.

(3) Die Betreiber haben die Rahmenbedingungen zu 
gewährleisten, die den Bewohnern ihrem Alter, ihrer 
Behinderung oder ihrer Pfl egebedürftigkeit entsprechend 
eine gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft ermöglichen. Sie haben die personelle, sachliche 
und bauliche Ausstattung vorzuhalten, die nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes und dem jeweiligen Stand 
der fachlichen und wissenschaftlichen Erkenntnisse zur 
Deckung des individuellen Bedarfs der Bewohner erfor-
derlich ist.

§ 2
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für Einrichtungen, die den Zweck 
haben, ältere Menschen, Volljährige mit Behinderung oder 
pfl egebedürftige Volljährige aufzunehmen, ihnen entgelt-
lich Wohnraum zu überlassen und damit verbunden ver-
pfl ichtend Betreuung zur Verfügung zu stellen oder vor-
zuhalten und die in ihrem Bestand vom Wechsel der 
Bewohner unabhängig sind (Betreuungseinrichtungen).

(2) Dieses Gesetz gilt auch dann, wenn von verschiede-
nen natürlichen oder juristischen Personen Wohnraum 
überlassen und Betreuungsleistungen zur Verfügung 
gestellt oder vorgehalten werden und diese Personen 
rechtlich miteinander verbunden sind. Zur Prüfung der 
Voraussetzungen des Satzes 1 sind diese Anbieter ver-
pfl ichtet, die die rechtliche Verbundenheit begründenden 
Tatsachen der für die Durchführung dieses Gesetzes 
zuständigen Behörde anzuzeigen.

(3) Dieses Gesetz gilt auch, wenn ein Anbieter Wohn-
raum überlässt und derselbe Anbieter davon rechtlich 
unabhängig Betreuungsleistungen zur Verfügung stellt 
oder vorhält, die tatsächliche Wählbarkeit des Anbieters 
der Leistungen aber eingeschränkt ist. Eine solche Ein-
schränkung wird vermutet, wenn der Anbieter mindes-
tens drei Viertel der Bewohner in einem Gebäude 
betreut. Satz 1 gilt nicht, wenn

1.   die Betreuung auf nicht mehr als zwölf Bewohner in 
einem Gebäude ausgerichtet ist und

2.   die Bewohner bei der Wahl des Anbieters von Dritten 
unterstützt werden; diese dürfen weder Anbieter 
einer Wohn- und Betreuungsleistung noch dessen 
Beschäftigte sein.

Zur Prüfung der Voraussetzungen der Sätze 1 bis 2 sind 
Anbieter von Betreuungsleistungen, die mindestens vier 
Bewohner in einem Gebäude betreuen, verpfl ichtet, dies 
der für die Durchführung dieses Gesetzes zuständigen 
Behörde anzuzeigen.

(4) In Einrichtungen zur Rehabilitation gilt dieses 
Gesetz für die Teile, die Wohn- und Betreuungsleistun-
gen anbieten.

(5) Dieses Gesetz fi ndet auch dann Anwendung, wenn 
ein Anbieter von Wohn- und Betreuungsleistungen dies 
gegenüber der zuständigen Behörde ausdrücklich bean-
tragt. Art, Umfang und Dauer der Anwendung des 
Gesetzes werden in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag 
geregelt.

(6) Die Feststellung, ob eine Einrichtung dem Geltungs-
bereich dieses Gesetzes unterfällt, lässt die leistungs-
rechtliche Einordnung der Einrichtung unberührt.

§ 3
Ausschluss vom Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt nicht, wenn von der Einrichtung 
nur allgemeine und soziale Betreuungsleistungen in 
geringfügigem Umfang angeboten werden. Die allge-
meine und soziale Betreuung ist von geringfügigem 
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Umfang, wenn das Entgelt dafür 25 Prozent der verein-
barten Miete (Nettokaltmiete), mindestens jedoch den 
Betrag des Eckregelsatzes nach dem Zwölften Buch des 
Sozialgesetzbuches nicht überschreitet.

(2) Auf Betreuungseinrichtungen oder Teile von Betreu-
ungseinrichtungen, die der vorübergehenden Aufnahme 
Volljähriger dienen (Kurzzeitpfl ege), sowie auf stationäre 
Hospize fi nden die §§ 5 Abs. 3 Satz 1, 10 Abs. 2 Buch-
stabe c und Abs. 3 keine Anwendung. Als vorübergehend 
ist ein zusammenhängender Zeitraum von bis zu drei 
Monaten anzusehen.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für

1.   Krankenhäuser im Sinne des Krankenhausfi nanzie-
rungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. April 1991 (BGBl. I S. 866), zuletzt geändert 
durch Artikel 18 des Gesetzes vom 26. März 2007 
(BGBl. I S. 378),

2.  Einrichtungen der Tages- und Nachtpfl ege,

3.   Internate der Berufsbildungs- und Berufsförderungs-
werke.

§ 4 
Begriffsbestimmungen

(1) Betreuung umfasst allgemeine, soziale und pfl ege-
rische Betreuung: Im Einzelnen

1.   bedeutet allgemeine Betreuung, dass Menschen in 
solchen Angelegenheiten informiert, beraten und 
unterstützt werden, die nicht überwiegend auf einen 
alters-, pfl ege- oder behinderungsbedingten Hilfebe-
darf zurückzuführen sind.

2.   richtet sich soziale Betreuung auf die Erfüllung der 
sozialen, seelischen und kognitiven Bedürfnisse der 
Menschen, um die Teilhabe am Gemeinschaftsleben 
zu fördern, bei der Gestaltung und Strukturierung 
ihres Alltagslebens und bei der Erhaltung oder Wie-
derherstellung ihrer körperlichen Mobilität Hilfestel-
lung zu geben, bei der Ausübung einer Erwerbstätig-
keit oder bei der Gestaltung ihrer sozialen Beziehun-
gen und ihrer Freizeit anleitend zu unterstützen.

3.   gewährt pfl egerische Betreuung (Pfl ege) Menschen 
Hilfe, die wegen einer körperlichen, geistigen oder 
seelischen Krankheit oder Behinderung nicht nur 
vorübergehend für die gewöhnlichen und wiederkeh-
renden regelmäßigen Verrichtungen im Ablauf des 
täglichen Lebens in erheblichem oder höherem Maße 
der Hilfe bedürfen.

(2) Betreiber einer Betreuungseinrichtung ist, wer älte-
ren Menschen oder Volljährigen mit Behinderung oder 
pfl egebedürftigen Volljährigen

a)  Wohnraum überlässt und sie betreut oder

b)   ihnen Wohnraum überlässt und mit einem Dritten, 
der diese Menschen betreut, rechtlich verbunden ist 
oder

c)   diese Menschen betreut und mit einem Dritten, der 
ihnen Wohnraum überlässt, rechtlich verbunden ist.

(3) Rechtlich miteinander verbunden sind natürliche 
oder juristische Personen, die gemeinschaftlich ältere 
Menschen, Volljährige mit Behinderung oder pfl egebe-
dürftige Volljährige in Betreuungseinrichtungen aufneh-
men. Dies sind insbesondere:

1.   Angehörige im Sinne des § 20 Abs. 5 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 (Erster Teil) des 
Gesetzes vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 498),

2.   natürliche Personen, die Wohn- und Betreuungsleis-
tungen anbieten und gleichzeitig gesetzlicher oder 
satzungsmäßiger Vertreter einer juristischen Person 
sind, die denselben Menschen solche Leistungen 
anbietet,

3.   natürliche oder juristische Personen, die Wohn- und 
Betreuungsleistungen anbieten und gleichzeitig 
Mehrheitsgesellschafter oder Mehrheitsaktionär einer 
juristischen Person sind, die denselben Menschen sol-
che Leistungen anbietet oder

4.   natürliche oder juristische Personen, die eine Verein-
barung zu dem Zweck abgeschlossen haben, densel-
ben Menschen solche Leistungen anzubieten.

(4) Beschäftigte sind alle Personen, derer sich der Betrei-
ber zur Erbringung seiner Leistungen bedient, unabhän-
gig davon, ob diese zu ihm in einem Beschäftigungsver-
hältnis stehen.

(5) Soweit personenbezogene Bezeichnungen im Inter-
esse einer klaren und verständlichen Rechtssprache in 
der männlichen Form stehen, wird diese Form verallge-
meinernd verwendet und bezieht sich auf beide 
Geschlechter.

Teil 2
Rechtsverhältnis zwischen Bewohnern und Betreibern

§ 5
Informations- und Anpassungspfl ichten des Betreibers; 

Angemessenheit der Entgelte

(1) Der Betreiber ist verpfl ichtet,

1.   sein Leistungsangebot nach Art, Umfang und Preis 
allen Interessierten zugänglich zu machen,

2.   die Bewohner einmal jährlich über die Gewinn- oder 
Verlustsituation der Betreuungseinrichtung in allge-
mein verständlicher Weise zu informieren und

3.   die Bewohner schriftlich über vorhandene Beratungs- 
und Beschwerdestellen zu informieren.

(2) Die für die Leistungen verlangten Entgelte müssen 
im Verhältnis zu den Leistungen angemessen sein.

(3) Der Betreiber hat seine Leistungen einem veränder-
ten Betreuungsbedarf des Bewohners auf dessen Verlan-
gen anzupassen. Soweit nachweislich der Hilfebedarf 
eines Menschen mit Behinderung wegen einer eingetre-
tenen Pfl egebedürftigkeit nicht mehr gedeckt werden 
kann, haben der Betreiber und der zuständige Leistungs-
träger unverzüglich über eine bedarfsgerechte Anpas-
sung zu beraten und eine Vereinbarung, zu der das 
Benehmen mit der für die Durchführung dieses Gesetzes 
zuständigen Behörde herzustellen ist, abzuschließen.

(4) Ist das Vertragsverhältnis mit einem Menschen mit 
Behinderung im Rahmen eines Eingliederungskonzeptes 
mit dessen Einverständnis aufgelöst worden, soll der 
Betreiber der Betreuungseinrichtung, in der der Mensch 
mit Behinderung zuletzt gewohnt hat, ihn auf dessen 
Wunsch erneut aufnehmen. Absatz 3 Satz 2 gilt entspre-
chend.

§ 6
Mitwirkung und Mitbestimmung der Bewohner

(1) Die Bewohner vertreten ihre Interessen durch einen 
Beirat in Angelegenheiten des Betriebs der Betreuungs-
einrichtung wie Unterkunft, Betreuung, Aufenthaltsbe-
dingungen, Heimordnung, Verpfl egung und Freizeitge-
staltung im Rahmen von Mitwirkung und Mitbestim-
mung.

(2) Der Mitbestimmung unterfallen die Grundsätze der 
Verpfl egungsplanung, die Freizeitgestaltung und die 
Regelung über die Hausordnung in der Betreuungsein-
richtung.

(3) Die Beiräte werden von den Bewohnern gewählt. Es 
soll auch ein Beratungsgremium gebildet werden, das 
den Beirat bei seinen Aufgaben unterstützt und dem 
Angehörige und Betreuer angehören können. Das Bera-
tungsgremium berät die Einrichtungsleitung und den 
Beirat bei ihrer Arbeit und unterstützt sie durch Vor-
schläge und Stellungnahmen. Die Senioren- und Behin-
dertenvertretungen können ebenfalls beraten.

(4) Der Beirat soll mindestens einmal im Jahr die 
Bewohner zu einer Versammlung einladen, zu der jeder 
Bewohner eine andere Person beiziehen kann. Der Beirat 
kann bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben und Rechte 
weitere unabhängige fach- und sachkundige Personen 
seines Vertrauens hinzuziehen. Sie sind zur Verschwie-
genheit verpfl ichtet.
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(5) Die zuständige Behörde kann in Einzelfällen auf 
Antrag der Mehrheit der Bewohner einer Betreuungsein-
richtung in einer Bewohnerversammlung Abweichungen 
von den Bestimmungen zur Mitwirkung, insbesondere 
zur Zahl der Mitglieder eines Beirates und zum Wahlver-
fahren zulassen, wenn dadurch ihre Interessenvertretung 
unterstützt wird. Vor der Entscheidung der Behörde ist 
der Betreiber zu hören.

(6) Kann ein Beirat nicht gebildet werden, werden seine 
Aufgaben durch ein Vertretungsgremium aus Angehöri-
gen oder Betreuern wahrgenommen. Gibt es kein Vertre-
tungsgremium, das die Interessen der Bewohner wie ein 
Beirat wahrnehmen kann, bestellt die zuständige 
Behörde im Benehmen mit der Mehrheit der Bewohner 
in einer Bewohnerversammlung eine Vertrauensperson. 
In Einrichtungen, die von rechtsfähigen Religionsge-
meinschaften betrieben werden, ist zusätzlich das Ein-
vernehmen mit dem Betreiber herzustellen. Die Tätigkeit 
ist unentgeltlich und ehrenamtlich. Der Betreiber hat 
den Mitgliedern des Vertretungsgremiums und der Ver-
trauensperson Zutritt zur Einrichtung zu gewähren. Das 
Grundrecht aus Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz wird 
insoweit eingeschränkt.

(7) Die für die Durchführung dieses Gesetzes zuständi-
gen Behörden fördern die Unterrichtung der Bewohner 
und der Mitglieder von Beiräten über die Wahl und die 
Befugnisse sowie die Möglichkeiten des Beirats, die Inte-
ressen der Bewohner in Angelegenheiten der Betreu-
ungseinrichtung zur Geltung zu bringen.

(8) Für Einrichtungen der Kurzzeitpfl ege sowie Hospize, 
die in der Regel mindestens sechs Personen aufnehmen, 
bestellt die zuständige Behörde eine Vertrauensperson.

(9) Das für Soziales zuständige Ministerium kann durch 
Rechtsverordnung Regelungen erlassen über die Wahl 
des Beirats, die Einsetzung eines Vertretungsgremiums 
und die Bestellung einer Vertrauensperson sowie über 
Art, Umfang und Form ihrer Mitwirkung und Mitbe-
stimmung. In der Rechtsverordnung ist vorzusehen, dass 
auch Angehörige und sonstige Vertrauenspersonen der 
Bewohner, wie Mitglieder der örtlichen Seniorenvertre-
tungen und Mitglieder von örtlichen Behindertenorgani-
sationen, in angemessenem Umfang in den Beirat 
gewählt werden können.

Teil 3
Anforderungen an den Betrieb einer 

Betreuungseinrichtung

§ 7
Allgemeine Anforderungen, Befreiungen

(1) Eine Betreuungseinrichtung darf nur betrieben wer-
den, wenn der Betreiber und die Einrichtungsleitung 

1.  den Zweck dieses Gesetzes gewährleisten;

2.   durch die Umsetzung von Pfl egeplanungen und För-
der- und Hilfeplänen eine angemessene Qualität der 
Betreuung der Bewohner nach dem allgemein aner-
kannten Stand fachlicher Erkenntnisse sowie die 
haus- und fachärztliche und gesundheitliche Betreu-
ung sichern;

3.  die vertraglichen Leistungen erbringen;

4.   die hauswirtschaftliche Versorgung sowie eine ange-
messene Qualität des Wohnens erbringen;

5.   ein Qualitätsmanagement betreiben, das mindestens 
umfasst:

 a)  eine Beschreibung der Qualitätsziele,

 b)   eine verbindliche Festlegung von Aufgaben, Ver-
antwortlichkeiten und Maßnahmen für die Ent-
wicklung und Sicherung von Qualität,

 c)   ein verbindliches Konzept für die Weiterbildung 
der Beschäftigten,

 d)   eine Beschreibung der Kernprozesse des Betriebs 
der Einrichtung,

 e)   eine Auswertung des Verfahrens zur Bearbeitung 
der Beschwerden und

 f)  eine geeignete Dokumentation der Maßnahmen.

(2) Eine Einrichtung darf außerdem nur betrieben wer-
den, wenn der Betreiber die notwendige Zuverlässigkeit, 
insbesondere die erforderliche wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit, besitzt. Von der wirtschaftlichen Zuverlässig-
keit ist auszugehen, wenn eine Vereinbarung über die 
Versorgung nach dem Elften oder Zwölften Buch des 
Sozialgesetzbuches vorliegt.

(3) Besuche dürfen von dem Betreiber oder der Einrich-
tungsleitung ganz oder teilweise nur untersagt werden, 
wenn dies unerlässlich ist, um eine unzumutbare Beein-
trächtigung der Interessen von Bewohnern oder des 
Betriebes der Betreuungseinrichtung abzuwenden; 
Besuchsuntersagungen und -einschränkungen sind 
gegenüber dem Bewohner sowie betroffenen Besuchern 
schriftlich zu begründen und der zuständigen Behörde 
anzuzeigen.

(4) Bestehen Zweifel daran, dass die Anforderungen an 
den Betrieb einer Einrichtung erfüllt sind, ist die zustän-
dige Behörde berechtigt und verpfl ichtet, die notwendi-
gen Maßnahmen zur Aufklärung zu ergreifen.

(5) Die zuständige Behörde kann auf Antrag den Betrei-
ber von den Anforderungen nach diesem Gesetz oder 
aufgrund dieses Gesetzes teilweise befreien, wenn ohne 
die Befreiung ein besonderes Betreuungskonzept nicht 
umgesetzt werden kann und hierdurch der Zweck des 
Gesetzes nicht gefährdet wird.

(6) Die Entscheidung der zuständigen Behörde nach 
Absatz 5 ergeht durch Bescheid. Sie kann auf vier Jahre 
befristet werden, um das Konzept zu erproben. Anschlie-
ßend soll sie unbefristet erfolgen, wenn der Betreiber den 
Erfolg des Konzeptes nachgewiesen hat. Die Entschei-
dung kann jederzeit widerrufen werden, wenn sich die 
zugrunde gelegten Tatsachen ändern. Der Betreiber ist 
verpfl ichtet, eine Änderung des Konzeptes, das Anlass 
für die Befreiung war, oder eine Änderung der dem Kon-
zept zugrunde gelegten Tatsachen unverzüglich mitzu-
teilen.

§ 8
Beschwerdeverfahren

Der Betreiber hat Regelungen für ein Beschwerdeverfah-
ren sicherzustellen. Dieses muss mindestens regeln:

1.   die Information der Bewohner über ihr Beschwerde-
recht; dabei ist auch ein Hinweis auf die Erreichbar-
keit der zuständigen Behörde aufzunehmen, 

2.   die Benennung der für die Bearbeitung der Beschwer-
den verantwortlichen Person,

3.   die Bestimmung einer angemessenen Bearbeitungs-
frist und

4.   die geeignete Dokumentation und Auswertung der 
Beschwerden und der Art ihrer Erledigung.

§ 9
Anzeige-, Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspfl ichten

(1) Wer den Betrieb einer Betreuungseinrichtung auf-
nehmen will, hat seine Absicht spätestens drei Monate 
vor der vorgesehenen Inbetriebnahme der zuständigen 
Behörde anzuzeigen. Die Anzeige muss die für die Über-
wachung erforderlichen Angaben enthalten, die sich auf 
Einrichtungsleitung, Beschäftigte, Bewohner, Leistungs-
beschreibungen, Konzepte und Vertragsinhalte erstre-
cken sollen. Es muss daneben dargelegt werden, dass die 
Anforderungen nach diesem Gesetz und aufgrund dieses 
Gesetzes erfüllt werden. Das für Soziales zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, die Einzelheiten durch 
Rechtsverordnung zu regeln. Die zuständige Behörde 
kann weitere Angaben verlangen, soweit sie zur zweck-
gerichteten Aufgabenerfüllung erforderlich sind.

(2) Eine beabsichtigte vollständige oder teilweise Ein-
stellung des Betriebes oder eine wesentliche Änderung 
der Vertragsbedingungen ist unverzüglich der zuständi-
gen Behörde anzuzeigen. Mit der Anzeige sind Angaben 
über die nachgewiesene Unterkunft und Betreuung der 
Bewohner und die geplante ordnungsgemäße Abwick-
lung der Vertragsverhältnisse mit den Bewohnern zu 
verbinden.
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(3) Der Betreiber hat eine bereits eingetretene Über-
schuldung oder eine drohende Zahlungsunfähigkeit oder 
eine sonstige Unfähigkeit, die Anforderungen an den 
Betrieb der Einrichtung zu erfüllen, unverzüglich der 
zuständigen Behörde anzuzeigen.

(4) Der Betreiber hat zu dokumentieren, dass und wie er 
die Anforderungen an den Betrieb der Einrichtung 
erfüllt. Aufzeichnungen, die für andere Stellen als die 
zuständige Behörde angelegt worden sind, sollen zum 
Nachweis der Erfüllung der Anforderungen des Satzes 1 
verwendet werden, wenn sie nicht älter als ein Jahr sind. 
Die Dokumentation muss sich erstrecken auf die tat-
sächliche Art der Nutzung der Betreuungseinrichtung, 
Angaben über die in der Einrichtung Beschäftigten, den 
Betreuungs- und Pfl egebedarf der Bewohner, die Umset-
zung der Pfl ege- und Betreuungsplanung, die Versorgung 
mit Arzneimitteln, die Verwaltung von Geldern und die 
Durchführung freiheitseinschränkender Maßnahmen. 
Das für Soziales zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, die Einzelheiten durch Rechtsverordnung zu regeln.

(5) Der Betreiber hat die Aufzeichnungen sowie die 
sonstigen Unterlagen und Belege über den Betrieb der 
Einrichtung fünf Jahre aufzubewahren. Die Aufzeich-
nungen sind, soweit sie personenbezogene Daten enthal-
ten, so aufzubewahren, dass nur Berechtigte Zugang 
haben.

§ 10
Leistungen an Betreiber und Beschäftigte

(1) Dem Betreiber, der Einrichtungsleitung, den Be-
schäftigten oder sonstigen in der Betreuungseinrichtung 
tätigen Personen ist es untersagt, sich von oder zuguns-
ten von Bewohnern oder Bewerbern um einen Platz in 
der Betreuungseinrichtung Geld- oder geldwerte Leis-
tungen über das vertraglich vereinbarte Entgelt hinaus 
versprechen oder gewähren zu lassen.

(2) Das Verbot gilt nicht, wenn

a)  es sich um geringwertige Aufmerksamkeiten handelt,

b)   andere als die vertraglichen Leistungen des Betrei-
bers abgegolten werden oder,

c)   Leistungen im Hinblick auf die Überlassung eines 
Platzes in der Betreuungseinrichtung zum Bau, zum 
Erwerb, zur Instandsetzung, zur Ausstattung oder 
zum Betrieb der Betreuungseinrichtung versprochen 
oder gewährt werden.

(3) Leistungen im Sinne des Absatzes 2 Buchstabe c sind 
der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen. Sie 
sind getrennt vom Vermögen des Betreibers zu verwalten 
und innerhalb von sechs Monaten nach Beendigung des 
Vertrages zurückzugewähren, soweit sie nicht mit dem 
Entgelt verrechnet worden sind. Sie sind vom Zeitpunkt 
ihrer Gewährung an mit mindestens fünf Prozent für das 
Jahr zu verzinsen, soweit der Vorteil der Kapitalnutzung 
bei der Bemessung des Entgelts nicht berücksichtigt 
worden ist. Die Verzinsung oder der Vorteil der Kapital-
nutzung bei der Bemessung des Entgelts sind dem 
Bewohner gegenüber durch jährliche Abrechnungen 
nachzuweisen. Der Anspruch auf Rückzahlung ist zu 
sichern. Die Sicherheit kann durch Bürgschaft eines 
Kreditinstitutes geleistet werden. Die Sätze 1 bis 6 gel-
ten auch für Leistungen, die von oder zugunsten von 
Bewerbern erbracht worden sind.

(4) Das Verbot gilt auch nicht, wenn der Betreiber Spen-
den annimmt und nachweist, dass er in Bezug auf die 
Spende einem Bewohner oder einem Bewerber um einen 
Platz in der Betreuungseinrichtung keine günstigere oder 
weniger günstige Behandlung zukommen lässt oder hat 
zukommen lassen als einer anderen Person in einer ver-
gleichbaren Situation zukommt, zugekommen ist oder 
zukommen würde. Das wird vermutet, wenn die Spende 
von einer juristischen Person erbracht wird, die steuer-
begünstigte Zwecke im Sinne der Abgabenordnung ver-
folgt und deren satzungsgemäßer Zweck die Unterstüt-
zung von Hospizen ist, die stationäre Versorgung im 
Rahmen von Vereinbarungen nach dem Fünften Buch 
des Sozialgesetzbuches anbieten. Der Betreiber hat das 
Verfahren zur Spendenannahme vorher anzuzeigen und 
die Einnahme zu dokumentieren.

(5) Das für Soziales zuständige Ministerium kann durch 
Rechtsverordnung Regelungen erlassen über die Pfl ich-
ten des Betreibers im Falle der Entgegennahme von Leis-
tungen im Sinne des Absatzes 2 Buchstabe c, insbeson-
dere über die Pfl ichten

1.   ausreichende Sicherheiten für die Erfüllung der 
Rückzahlungsansprüche zu erbringen,

2.   die erhaltenen Vermögenswerte getrennt zu verwal-
ten und

3.   dem Leistenden vor Abschluss des Vertrags die für 
die Beurteilung des Vertrags erforderlichen Angaben, 
insbesondere über die Sicherung der Rückzahlungs-
ansprüche in schriftlicher Form auszuhändigen.

§ 11
Anforderungen an die Wohnqualität

(1) Die Wohnqualität von Betreuungseinrichtungen 
muss sich insbesondere im Hinblick auf Wohnlichkeit, 
Raumangebot, Sicherheit, Barrierefreiheit, Möglich-
keiten der Orientierung und Privatsphäre an den Be-
dürfnissen von älteren Menschen, Menschen mit Behin-
derung und pfl egebedürftigen Menschen ausrichten. Be-
treuungseinrichtungen sollen so gebaut und ausgestattet 
sein, dass sich die Bewohner möglichst ohne fremde 
Hilfe bewegen und die Einrichtungen selbständig nut-
zen können.

(2) Das für Soziales zuständige Ministerium kann im 
Einvernehmen mit dem für Bauen und Wohnungsbau 
zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung Rege-
lungen erlassen über die Anforderungen an die Wohn-
qualität in Betreuungseinrichtungen, insbesondere die 
Anforderungen an Wohn-, Aufenthalts-, Therapie- und 
Wirtschaftsräume sowie die Verkehrsfl ächen, sanitären 
Anlagen und die technischen Einrichtungen.

(3) Ist dem Betreiber einer Einrichtung die Erfüllung 
einer Anforderung zur Wohnqualität technisch nicht 
möglich oder aus wirtschaftlichen Gründen nicht zumut-
bar, kann die zuständige Behörde auf Antrag ganz oder 
teilweise Befreiung erteilen, wenn die Befreiung mit den 
Interessen und Bedürfnissen der Bewohner vereinbar ist. 
Ist das Einverständnis des Bewohners zu Abweichungen 
von Anforderungen an die Wohnqualität erteilt und sind 
diese Abweichungen mit den Maßstäben des Alltags 
eines häuslichen Lebens vereinbar, soll die zuständige 
Behörde keine gegenteiligen Anordnungen erlassen, 
sofern dies nicht im Einzelfall zur Abwehr einer Gefahr 
erforderlich ist. Der Betreiber einer Einrichtung ist vom 
Zeitpunkt der Antragstellung bis zur Entscheidung über 
den Antrag für die beantragten Tatbestände von der Ver-
pfl ichtung zur Umsetzung der Anforderungen an die 
Wohnqualität vorläufi g befreit.

(4) Die baulichen Anforderungen an Be treuungs-
einrichtungen richten sich nach der Landesbauordnung 
und den dazu erlassenen Durchführungsvorschriften. 
Die Krankenhausbauverordnung vom 21. Februar 1978 
(GV. NRW. S. 154), zuletzt geändert durch Artikel 118 
des Zweiten Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. 
NRW. S. 274), fi ndet keine Anwendung.

§ 12
Personelle Anforderungen

(1) Die Beschäftigten müssen die erforderliche persönli-
che und fachliche Eignung für die von ihnen ausgeübte 
Tätigkeit besitzen. Betreuende Tätigkeiten dürfen nur 
durch Fachkräfte oder unter deren angemessener Betei-
ligung wahrgenommen werden.

(2) Betreuende Tätigkeiten werden unter angemessener 
Beteiligung von Fachkräften wahrgenommen, wenn in 
einem Konzept festgelegt wird:

1.   welche betreuenden Tätigkeiten im Einzelnen ausge-
führt werden,

2.   welche fachlichen Standards es für die Ausübung der 
betreuenden Tätigkeiten gibt und dass die Ausübung 
den anerkannten fachlichen Standards genügt,

3.   wie der Beschäftigte für die Ausübung der betreuen-
den Tätigkeiten qualifi ziert wurde,
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4.   wie die Überwachung der Ausübung dieser betreuen-
den Tätigkeit organisiert ist und

5.  wie dieser Prozess insgesamt dokumentiert wird.

(3) Der Betreiber und die Einrichtungsleitung haben 
sicherzustellen, dass die Gesamtzahl der Beschäftigten 
und ihre Qualifi kation für die von ihnen zu leistende 
Tätigkeit ausreichen. Dies ist der Fall, wenn Zahl und 
Qualifi kation der Beschäftigten dem in einem allgemein 
anerkannten und wissenschaftlichen Anforderungen ent-
sprechenden Personalbemessungssystem ermittelten 
Bedarf entsprechen. Liegt ein solches Personalbemes-
sungssystem nicht vor, wird vermutet, dass Zahl und 
Qualifi kation der Beschäftigten ausreichen, wenn diese 
in Verträgen nach dem Fünften, Elften oder Zwölften 
Buch des Sozialgesetzbuches bestimmt sind. In jedem 
Fall ist sicherzustellen, dass insgesamt mindestens die 
Hälfte der mit betreuenden Tätigkeiten beauftragten 
Beschäftigten Fachkräfte sind; die Berechnung hat 
anhand der Vollzeitäquivalente zu erfolgen. Darüber 
hinaus muss mindestens eine Fachkraft im Bereich der 
hauswirtschaftlichen Betreuung vorhanden sein. In 
Betreuungseinrichtungen mit überwiegend pfl egerischer 
Betreuung muss nachts mindestens eine Pfl egefachkraft 
ständig anwesend sein. In den übrigen Betreuungsein-
richtungen ist durch geeignete organisatorische Vorkeh-
rungen sicherzustellen, dass nachts in angemessener Zeit 
eine Fachkraft im Bedarfsfall zur Verfügung steht.

(4) Einrichtungsleitung, Pfl egedienstleitung und Fach-
kräfte müssen eine mindestens dreijährige förderliche 
Ausbildung abgeschlossen haben. Für Einrichtungslei-
tungen und Pfl egedienstleitungen ist darüber hinaus eine 
mindestens zweijährige einschlägige hauptberufl iche 
Berufserfahrung erforderlich. Weiterbildungsmaßnah-
men, die auf Leitungstätigkeiten vorbereiten, sollen in 
angemessenem Umfang berücksichtigt werden.

(5) Das für Soziales zuständige Ministerium kann durch 
Rechtsverordnung Regelungen erlassen über die weite-
ren fachlichen und persönlichen Anforderungen an die 
Eignung der Einrichtungsleitung, der Pfl egedienstleitung 
und der Beschäftigten.

Teil 4
Überwachung der Betreuungseinrichtungen

§ 13
Zuständigkeit

(1) Sachlich zuständig für die Durchführung dieses 
Gesetzes und die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
sind die Kreise und kreisfreien Städte. Sie nehmen diese 
Aufgabe als Pfl ichtaufgabe zur Erfüllung nach Weisung 
wahr.

(2) Die Aufsicht über die Kreise und kreisfreien Städte 
führen die Bezirksregierungen.

(3) Oberste Aufsichtsbehörde ist das für Soziales zustän-
dige Ministerium.

(4) Die Aufsichtsbehörden können sich jederzeit über 
die Aufgabenwahrnehmung durch die Kreise und kreis-
freien Städte unterrichten. Sie können allgemeine oder 
besondere Weisungen erteilen, um die rechtmäßige 
Erfüllung der Aufgaben zu sichern.

(5) Zur zweckmäßigen Erfüllung der Aufgaben dürfen 
die Aufsichtsbehörden 

1.   allgemeine Weisungen erteilen, um die gleichmäßige 
Durchführung der Aufgaben zu sichern, 

2.   besondere Weisungen erteilen, wenn dies im Einzel-
fall zur Sicherung des Zwecks dieses Gesetzes gebo-
ten erscheint.

§ 14 
Beratung und Information

(1) Die zuständigen Behörden informieren und beraten 
Personen, die ein berechtigtes Interesse haben, über 
Betreuungseinrichtungen und über die Rechte und 
Pfl ichten der Betreiber und der Bewohner solcher 
Betreuungseinrichtungen. Ein berechtigtes Interesse 
haben insbesondere Bewohner, deren Angehörige und 

rechtliche Betreuer, Bewohnerinnen- und Bewohnerbei-
räte, Mitglieder von Vertretungsgremien, Vertrauensper-
sonen und diejenigen, die eine Betreuungseinrichtung 
betreiben oder betreiben wollen.

(2) Wenn eine natürliche Person gegenüber den für die 
Überwachung zuständigen Behörden Anspruch auf Zu-
gang zu den bei diesen Behörden vorhandenen Informa-
tionen nach dem Informationsfreiheitsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 27. November 2001 (GV. 
NRW. S. 806) in der jeweils gültigen Fassung beantragt, 
steht der Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnis-
sen dem Informationsanspruch regelmäßig nicht entge-
gen, soweit sich die Informationen auf die Mitteilung von 
festgestellten Rechtsverstößen, die zu einer Gefährdung 
von Leben, Gesundheit oder Freiheit geführt haben, und 
die zu deren Beseitigung ergangenen Anordnungen be-
schränken. Vor der Auskunftserteilung ist dem Betreiber 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der Anspruch 
ist ausgeschlossen, wenn der festgestellte Rechtsverstoß 
zum Zeitpunkt des Antrages mindestens fünf Jahre zu-
rückliegt. Soweit die Vorgänge personenbezogene Daten 
enthalten, sind diese zu anonymisieren, sofern nicht das 
Einverständnis des Betroffenen vorliegt.

§ 15
Abwägungsgebot und einheitliche Rechtsanwendung

(1) Rechtsvorschriften, die auf die Lebenswirklichkeit 
älterer, pfl egebedürftiger und behinderter volljähriger 
Menschen in Betreuungseinrichtungen Auswirkungen 
haben und Ermessen einräumen, sollen so angewandt 
werden, dass den Bewohnern ihrem Hilfe- und Betreu-
ungsbedarf entsprechend eine selbstbestimmte Teilhabe 
am Leben in der Gesellschaft möglich ist. Die Rechtsan-
wendung soll sich an den Maßstäben des Alltags eines 
häuslichen Lebens orientieren. Bei Verwaltungsentschei-
dungen ist darzulegen, wie der Gesichtspunkt der selbst-
bestimmten Teilhabe berücksichtigt wurde.

(2) Beim Vollzug aller Rechtsvorschriften, die in Betreu-
ungseinrichtungen angewandt werden, übernehmen die 
für die Durchführung dieses Gesetzes zuständigen Behör-
den die koordinierende Funktion. §§ 71 c Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1, 2 und 3, Abs. 2 Satz 2, 71 d und 71 e des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung vom 12. November 1999 (GV. NRW. 
S. 602) zuletzt geändert durch Artikel 3 (Erster Teil) des 
Gesetzes vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 498), gelten ent-
sprechend. Satz 1 gilt nicht für das Baugenehmigungs-
ver fahren.

§ 16 
Verfahren

(1) Es ist sicherzustellen, dass es bei der Durchführung 
dieses Gesetzes nicht zu Interessenkollisionen kommt. 
Sofern ein Kreis oder eine kreisfreie Stadt Betreiber 
einer Betreuungseinrichtung und gleichzeitig zuständige 
Behörde für deren Überwachung ist, werden die Ergeb-
nisse der Prüfungen nach § 18 der Bezirksregierung vor-
gelegt. In diesem Fall ist die Bezirksregierung auch 
zuständig für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten.

(2) Die mit der Durchführung dieses Gesetzes beauftrag-
ten Personen müssen die erforderliche Fachkunde und 
persönliche Eignung besitzen.

(3) Die zuständigen Behörden sind verpfl ichtet, alle zwei 
Jahre einen Tätigkeitsbericht zu erstellen. Dieser Bericht 
ist zu veröffentlichen und den kommunalen Vertretungs-
gremien zur Verfügung zu stellen.

(4) Das für Soziales zuständige Ministerium kann durch 
Rechtsverordnung Regelungen erlassen über die Höhe 
der Gebühren, die für die Durchführung von Maßnah-
men der zuständigen Behörden nach diesem Gesetz erho-
ben werden können.

§ 17
Förderung der Zusammenarbeit

(1) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und zur Wei-
terentwicklung einer angemessenen Betreuungsqualität 
sind die Behörden, die für die Ausführung von in Betreu-
ungseinrichtungen anzuwendenden Rechtsvorschriften 
zuständig sind, die Landesverbände der Pfl egekassen, die 
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Medizinischen Dienste der Krankenversicherung und die 
zuständigen Träger der Sozialhilfe verpfl ichtet, eng zu-
sammenzuarbeiten und sich gegenseitig zu informieren.

(2) Zur Förderung der Zusammenarbeit soll eine 
Arbeitsgemeinschaft gebildet werden. Ihr sollen Vertre-
ter der kommunalen Spitzenverbände, der Landschafts-
verbände, der Landesverbände der gesetzlichen und pri-
vaten Pfl egeversicherungen, der Medizinischen Dienste 
der Krankenversicherung, der nach diesem Gesetz 
zuständigen Aufsichtsbehörden, der Arbeitsgemeinschaft 
der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspfl ege und der 
Verbände der privaten und kommunalen Anbieter stati-
onärer Betreuungs- und Pfl egeleistungen angehören. Das 
Ministerium kann Sachverständige hinzuziehen. Die 
Mitglieder werden auf Vorschlag der betreffenden Ver-
bände durch das für Soziales zuständige Ministerium 
berufen; dieses führt den Vorsitz und die Geschäfte. Die 
Beteiligten tragen die ihnen durch die Zusammenarbeit 
entstehenden Kosten selbst.

Die Arbeitsgemeinschaft soll unter anderem Empfehlun-
gen zu folgenden Gegen ständen erarbeiten:

1.  Verfahrensregeln zur Koordination der Prüftätigkeit,

2.   Inhaltliche Ausgestaltung der Prüfungen im Rahmen 
der Überwachung,

3.   Anerkennung von Ausbildungsgängen als förderliche 
Ausbildung und

4.   Erlass von allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
durch die oberste Landesbehörde.

(3) Die Arbeitsgemeinschaft arbeitet insbesondere mit 
den Verbänden der Bewohner, den Behindertenverbän-
den, der Beauftragten der Landesregierung für die 
Belange von Menschen mit Behinderungen und den Ver-
bänden der Pfl egeberufe und Gewerkschaften sowie den 
Betreuungsbehörden, Betreuungsvereinen und der Ver-
braucherzentrale vertrauensvoll zusammen.

(4) Unter Berücksichtigung der Vorschriften zum Daten-
schutz sind die zur Zusammenarbeit verpfl ichteten 
Behörden berechtigt und verpfl ichtet, die für ihre 
Zusammenarbeit erforderlichen Angaben einschließlich 
der bei der Überwachung gewonnenen Erkenntnisse 
untereinander auszutauschen.

§ 18
Überwachung

(1) Die Betreuungseinrichtungen werden von den zu-
ständigen Behörden durch wiederkehrende oder anlass-
bezogene Prüfungen überwacht. Die wiederkehrenden 
Prüfungen erfolgen unangemeldet, sind zu jeder Zeit 
möglich und werden grundsätzlich mindestens einmal im 
Jahr durchgeführt. Prüfungen zur Nachtzeit sind nur zu-
lässig, wenn und soweit das Überwachungsziel zu ande-
ren Zeiten nicht erreicht werden kann. Der Betreiber, 
die Einrichtungsleitung und die Pfl egedienstleitung 
haben den zuständigen Behörden die für die Durchfüh-
rung dieses Gesetzes und den hierzu ergangenen Rechts-
verordnungen erforderlichen mündlichen und schrift-
lichen Auskünfte auf Verlangen und unentgeltlich zu 
 erteilen. Die Dokumentation über die Erfüllung der An-
forderungen an den Betrieb hat der Betreiber am Ort der 
Betreuungseinrichtung zur Prüfung vorzuhalten.

(2) Die Einrichtungen werden daraufhin überprüft, ob 
sie die Anforderungen an den Betrieb nach diesem 
Gesetz und den hierzu ergangenen Rechtsverordnungen 
erfüllen. Soweit der zuständigen Behörde ein Prüfbericht 
des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung, 
ein Prüfbericht des Kostenträgers nach dem Zwölften 
Buch des Sozialgesetzbuches oder geeignete Nachweise 
unabhängiger Sachverständiger über die Qualität der 
Betreuung vorliegen, die nicht älter als ein Jahr sind, 
beschränkt sich die Prüfung auf die Einhaltung der 
strukturellen Voraussetzungen des Betriebes der Betreu-
ungseinrichtung und der Betreuung der Bewohner im 
Sinne des § 1 Abs. 3 dieses Gesetzes. Ergeben sich dabei 
Beanstandungen oder liegen unabhängig von der Prü-
fung Anhaltspunkte für eine Gefährdung der Interessen 
und Bedürfnisse der Bewohner vor, führt die zuständige 
Behörde eine umfassende Prüfung durch. Prüfergebnisse 
anderer Behörden, die nicht älter als ein Jahr sind, sind 
der Prüfung zugrunde zu legen.

(3) Die von der zuständigen Behörde mit der Überwa-
chung der Betreuungseinrichtung beauftragten Personen 
sind befugt,

1.   die für die Betreuungseinrichtung genutzten Grund-
stücke und Räume zu betreten; soweit diese einem 
Hausrecht der Bewohner unterliegen, nur mit deren 
Zustimmung,

2.  Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen,

3.   Einsicht in die Dokumentation über die Erfüllung der 
Anforderungen an den Betrieb in der jeweiligen 
Betreuungseinrichtung zu nehmen,

4.   sich mit den Bewohnern sowie dem Beirat, dem Ver-
tretungsgremium oder der Vertrauensperson in Ver-
bindung zu setzen,

5.   bei pfl egebedürftigen Bewohnern mit deren Zustim-
mung den Pfl egezustand in Augenschein zu nehmen,

6.  die Beschäftigten zu befragen.

Der Betreiber hat diese Maßnahmen zu dulden. Es steht 
der zuständigen Behörde frei, zu ihren Prüfungen wei-
tere fach- und sachkundige Personen hinzuzuziehen. 
Diese sind zur Verschwiegenheit verpfl ichtet.

(4) Zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung können Grundstücke und 
Räume, die einem Hausrecht der Bewohner unterliegen 
oder Wohnzwecken des Auskunftspfl ichtigen dienen, 
jederzeit betreten werden. Der Auskunftspfl ichtige und 
die Bewohner haben die Maßnahmen nach Satz 1 zu dul-
den. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) wird insoweit ein-
geschränkt.

(5) Anfechtungsklagen gegen Überwachungsmaßnahmen 
haben keine aufschiebende Wirkung.

(6) Die Überwachung beginnt nach der Anzeige der 
beabsichtigten Aufnahme mit der Prüfung, ob eine Ein-
richtung in den Geltungsbereich dieses Gesetzes fällt. 
Sie ist auch bei einer Anzeige nach § 2 Abs. 2 Satz 2, 
Absatz 3 Satz 3 oder bei begründetem Hinweis, dass eine 
Anzeige unterlassen wurde, durchzuführen.

(7) Die vorbezeichneten Maßnahmen sind auch zur Fest-
stellung zulässig, ob eine Einrichtung eine Betreuungs-
einrichtung ist.

§ 19
Mittel der Überwachung

(1) Wird festgestellt, dass ein Betreiber, die Einrich-
tungsleitung oder die Beschäftigten die Anforderungen 
nach diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes nicht 
erfüllen, soll die zuständige Behörde zunächst den 
Betreiber über die Möglichkeiten zur Abstellung dieser 
Mängel beraten. Die Beratung fi ndet auf Wunsch des 
Betreibers an einem gesonderten Termin statt, wenn der 
Betreiber einen Vertreter der Vereinigung, der er ange-
hört, hinzuziehen will. Die Möglichkeit der Beteiligung 
einer Verbandsvertretung besteht auch an den Prüfun-
gen nach § 18 Abs. 1. Mit dieser Beratung soll zugleich 
eine Anhörung im Sinne des Verwaltungsverfahrensge-
setzes verbunden werden, sofern die zuständige Behörde 
eine Anordnung beabsichtigt.

(2) Werden festgestellte oder drohende Mängel nicht 
abgestellt, können gegenüber dem Betreiber Anordnungen 
erlassen werden, die zur Beseitigung einer eingetretenen 
oder Abwendung einer drohenden Beeinträchtigung des 
Wohls der Bewohner und zur Durchsetzung der dem 
Betreiber ihnen gegenüber obliegenden Pfl ichten erfor-
derlich sind. Kann aufgrund der festgestellten Mängel die 
Betreuung weiterer Bewohner nicht sichergestellt werden, 
kann für einen bestimmten Zeitraum die Aufnahme wei-
terer Bewohner untersagt werden. Wenn Anordnungen 
zur Beseitigung der Mängel nicht ausreichen, ist der 
Betrieb einer Betreuungseinrichtung zu untersagen.

(3) Sind in einer Einrichtung mit pfl egerischer Betreu-
ung Mängel festgestellt worden, die eine gegenwärtige 
Gefahr für die Bewohner darstellen, so führt der Medizi-
nische Dienst der Krankenversicherung auf Ersuchen 
der zuständigen Behörde eine Qualitätsprüfung nach den 
Vorschriften des Elften Buches des Sozialgesetzbuches 
durch. Das zuständige Ministerium wirkt darauf hin, 
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dass die Einzelheiten des Verfahrens durch Verein barung 
der Kommunen mit den Landesverbänden der Pfl egekas-
sen geregelt werden. Kommt eine solche Vereinbarung 
nicht bis zum 31. Dezember 2010 zustande, wird das 
zuständige Ministerium ermächtigt, die Einzelheiten des 
Verfahrens durch Rechtsverordnung zu regeln.

(4) Dem Betreiber kann die weitere Beschäftigung der 
Einrichtungsleitung, eines Beschäftigten oder eines sons-
tigen Mitarbeiters ganz oder für bestimmte Funktionen 
oder Tätigkeiten untersagt werden, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass sie die für ihre Tätigkeit 
erforderliche Eignung nicht besitzen.

(5) Hat die zuständige Behörde ein Beschäftigungsver-
bot ausgesprochen und der Betreiber keine neue geeig-
nete Einrichtungsleitung eingesetzt, kann die zuständige 
Behörde, um den Betrieb der Betreuungseinrichtung auf-
rechtzuerhalten, auf Kosten des Betreibers eine kommis-
sarische Einrichtungsleitung für eine begrenzte Zeit ein-
setzen, wenn ihre sonstigen Befugnisse nicht ausreichen. 
Ihre Tätigkeit endet, wenn der Betreiber mit Zustim-
mung der zuständigen Behörde eine geeignete Einrich-
tungsleitung bestimmt. Die kommissarische Einrich-
tungsleitung übernimmt die Rechte und Pfl ichten der 
bisherigen Einrichtungsleitung.

(6) Der Betrieb kann untersagt werden, wenn der Betrei-
ber

a)   die Anzeige über die beabsichtigte Aufnahme des 
Betriebs unterlassen oder unvollständige Angaben 
gemacht hat,

b)   Anordnungen zur Mängelbeseitigung nicht innerhalb 
der gesetzten Frist befolgt,

c)  Personen entgegen einem Beschäftigungsverbot be-
schäftigt oder gegen § 10 Abs. 1 oder 3 oder gegen eine 
nach Absatz 5 erlassene Rechtsverordnung verstößt.

(7) Vor Aufnahme des Betriebs einer Betreuungseinrich-
tung ist eine Untersagung nur zulässig, wenn neben 
einem Untersagungsgrund eine Anzeigepfl icht besteht.

(8) Anfechtungsklagen gegen Mittel der Überwachung 
haben keine aufschiebende Wirkung.

§ 20
Veröffentlichung von Prüfberichten

(1) Die wesentlichen Ergebnisse der Prüfungen nach 
§ 18 werden veröffentlicht. Das für Soziales zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
die Kriterien für ihre allgemein verständliche Veröffent-
lichung und für die Form ihrer Darstellung zu bestim-
men. Die Veröffentlichung soll sich insbesondere bezie-
hen auf:

 1.   die Umsetzung der Pfl egeplanung und der Förder- 
und Hilfepläne und deren Dokumentation

 2.  das Vorhandensein von Konzepten

 3.  bauliche und personelle Standards

 4.  soziale Betreuung und therapeutische Angebote

 5.  die Berücksichtigung individueller Bedürfnisse

 6.  die hauswirtschaftliche Versorgung

 7.  die Mitarbeiter- und Bewohnerzufriedenheit

 8.  die Einbeziehung von ehrenamtlichem Engagement

 9.   die Höhe des Gesamtentgeltes und die dafür zu er-
bringenden Gegenleistungen und

10.  die Anzahl freiheitseinschränkender und freiheits-
entziehender Maßnahmen.

(2) Sofern eine Vereinbarung der Kommunen mit den 
Landesverbänden der Pfl egekassen, den Landschaftsver-
bänden, den freien, freigemeinnützigen und öffentlichen 
Betreibern oder deren Verbänden vorliegt, die ebenso 
geeignet ist, die Ergebnisse der Prüfungen darzustellen, 
kann diese der Rechtsverordnung zugrunde gelegt wer-
den.

Teil 5
Schlussbestimmungen

§ 21
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig,

a)   gegen die Informations- oder Anpassungspfl ichten 
nach § 5 Abs. 1, 3 und 4 verstößt oder entgegen § 5 
Abs. 2 unangemessen hohe Entgelte fordert,

b)   die in § 7 Abs. 1 genannten Anforderungen nicht 
erfüllt,

c)   entgegen § 7 Abs. 3 eine Besuchsuntersagung oder 
-einschränkung nicht der zuständigen Behörde 
anzeigt,

d)   eine nicht den Anforderungen dieses Gesetzes oder 
aufgrund dieses Gesetzes bestehenden Anforderungen 
entsprechende Einrichtung ohne eine Befreiung nach 
§ 7 Abs. 5 betreibt,

e)   entgegen §§ 7 Abs. 6 Satz 5, 9 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3, 
10 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 Satz 3 eine Anzeige nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig erstattet,

f)   einer vollziehbaren Anordnung nach § 19 Abs. 2 
Satz 1 oder Absatz 4 zuwiderhandelt,

g)   eine Einrichtung betreibt, obwohl ihm dies durch 
vollziehbare Anordnung nach § 19 Abs. 2 Satz 2 oder 
Absatz 6 untersagt worden ist,

h)   entgegen § 10 Abs. 1 sich Geld- oder geldwerte Leis-
tungen versprechen oder gewähren lässt, seine Ver-
pfl ichtungen aus § 10 Abs. 3 Sätze 2 bis 7 nicht erfüllt 
oder einer Rechtsverordnung nach § 10 Abs. 5 zuwi-
derhandelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,

i)   Personen beschäftigt, die die fachlichen Anforderun-
gen nach § 12 Abs. 4 nicht erfüllen oder

j)   Tätigkeiten der sozialen oder pfl egerischen Betreuung 
nicht durch Fachkräfte im Sinne des § 12 Abs. 4 oder 
unter deren angemessener Beteiligung durchführen 
lässt.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig

a)   einer Rechtsverordnung nach §§ 6 Abs. 9, 9 Abs. 1 
Satz 4, Abs. 4 Satz 4, 11 Abs. 2 oder 12 Abs. 5 zuwi-
derhandelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,

b)   entgegen §§ 2 Abs. 2 Satz 2, 2 Abs. 3 Satz 4, 9 Abs. 2 
Satz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig erstattet,

c)   entgegen § 18 Abs. 1 Satz 4 eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt 
oder entgegen § 18 Abs. 3 Satz 2 oder Abs. 4 Satz 2 
eine Maßnahme nicht duldet.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des 
Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu fünfundzwanzig-
tausend Euro, in den Fällen des Absatzes 2 mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden.

§ 22
Bestandsschutz und Übergangsregelungen

(1) Soweit in diesem Gesetz oder in Rechtsverordnungen 
aufgrund dieses Gesetzes Anforderungen an die Wohn-
qualität gestellt werden, die über das hinausgehen, was 
im Heimgesetz des Bundes vom 7. August 1974 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. November 2001 
(BGBl. I S. 2970) oder in Rechtsverordnungen, die auf-
grund dieses Gesetzes erlassen wurden, bestimmt war, 
gelten die bisherigen Anforderungen fort. In Rechtsver-
ordnungen nach § 11 Abs. 2 dieses Gesetzes kann 
bestimmt werden, dass dort näher bezeichnete Anforde-
rungen an die Wohnqualität bis zum Ablauf einer Über-
gangsfrist erfüllt werden müssen. Für Neubauten, 
wesentliche Umbauten und Modernisierungen richten 
sich die Anforderungen nach diesem Gesetz.
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(2) Für Betreuungseinrichtungen, die bisher nicht vom 
Anwendungsbereich des Heimgesetzes vom 7. August 
1974 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. No vember 2001 (BGBl. I S. 2970) erfasst wurden, 
 gelten die Anforderungen nach diesem Gesetz erst zwei 
Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes.

(3) Sofern Beschäftigte, die nicht Fachkräfte im Sinne 
des § 12 dieses Gesetzes sind, nach bisherigen Rechtsvor-
schriften als Fachkräfte berücksichtigt worden sind, 
werden sie auch weiterhin berücksichtigt, soweit und 
solange ihre Tätigkeit nicht Anlass zur Beanstandung 
gibt.

§ 23
Inkrafttreten, Ersetzung von Bundesrecht, 

Berichtspfl icht

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Davon abweichend tritt die Regelung des § 19 
Abs. 3 erst am 1. Januar 2009 in Kraft.

(2) Dieses Gesetz ersetzt im Land Nordrhein-Westfalen 
gemäß Artikel 125 a Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes in 
der Fassung vom 28. August 2006 (BGBl. I S. 2034) das 
Heimgesetz vom 7. August 1974 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. November 2001 (BGBl. I 
S. 2970) mit Ausnahme der dortigen §§ 5 bis 9. Abwei-
chend von § 10 Abs. 1 dieses Gesetzes bleiben § 14 Abs. 2 
Nr. 4, Absätze 4 und 8 des Heimgesetzes vom 7. August 
1974 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. November 2001 (BGBl. I S. 2970) bestehen. Auf Kurz-
zeiteinrichtungen und Hospize fi nden die §§ 6, 7 und 14 
Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 4 Heimgesetz keine Anwendung.

(3) Die Landesregierung überprüft unter Mitwirkung 
der Arbeitsgemeinschaft nach § 17 die Wirksamkeit die-
ses Gesetzes und der hierzu ergangenen Rechtsverord-
nungen und unterrichtet den Landtag über das Ergebnis 
bis zum 31. Dezember 2013.

(4) Die Rechtsverordnungen werden von der Landes-
regierung im Benehmen mit dem für das Wohn- und 
Teilhabegesetz zuständigen Ausschuss des Landtags 
erlassen.
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Artikel 2
Durchführungsverordnung zum Gesetz 

über das Wohnen mit Assistenz und Pflege in Einrich-
tungen (Wohn- und Teilhabegesetz – WTG)

Zur Durchführung der §§ 6 Abs. 9, 9 Abs. 1 Satz 4, 
Abs. 4 Satz 4, 11 Abs. 2 und 12 Abs. 5 (– § 11 Abs. 2: im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Bauen und 
Wohnungsbau –) des Wohn- und Teilhabegesetzes vom 
18. November 2008 (GV. NRW. S. 738) wird verordnet:

Inhaltsverzeichnis

Teil 1
Anforderungen an die Wohnqualität

§ 1 Barrierefreiheit

§ 2 Weitere allgemeine Anforderungen 

§ 2 a  Anteil der Einzelzimmer in Einrichtungen der Ein-
gliederungshilfe

§ 3  Anforderungen an Einrichtungen für pfl egerische 
Betreuung

Teil 2
Personelle Anforderungen

§ 4 Persönliche Ausschlussgründe

§ 5 Fort- und Weiterbildung

Teil 3
Mitwirkung und Mitbestimmung der Bewohner

Kapitel 1

Der Bewohnerinnen- und Bewohnerbeirat – Aufgabe, 
Wahl und Amtszeit

§ 6  Aufgaben des Bewohnerinnen- und Bewohnerbei-
rates

§ 7  Aufgaben des Betreibers und der Einrichtungslei-
tung einer Betreuungseinrichtung

§ 8 Wahlrecht

§ 9 Anzahl der Mitglieder

§ 10 Wahlgrundsätze

§ 11 Wahlverfahren

§ 12 Amtszeit des Beirates

§ 13 Neuwahl des Beirates

§ 14 Ende der Mitgliedschaft

§ 15 Nachrücken von Ersatzmitgliedern

Kapitel 2
Arbeit des Beirates

§ 16 Vorsitz

§ 17 Sitzungen 

§ 18 Entscheidungen

§ 19 Rechenschaftsbericht

Kapitel 3
Aufgaben des Beirates

§ 20 Zuständigkeit 

§ 21 Mitbestimmung

§ 22 Mitwirkung

§ 23 Zusammenarbeit in der Betreuungseinrichtung

Kapitel 4
Vertretungsgremium und Vertrauensperson

§ 24 Folgen bei Nichtwahl eines Beirates

§ 25 Bestellung einer Vertrauensperson

§ 26 Amtszeit der Vertrauensperson

Teil 4
Anzeige- und Dokumentationspflichten

§ 27 Anzeigepfl ichten

§ 28 Dokumentationspfl ichten

Teil 5
Schlussvorschriften

§ 29 Ordnungswidrigkeiten

§ 30 Schlussvorschriften 

§ 31   Inkrafttreten, Ersetzung von Bundesrecht, Berichts-
pfl icht

Teil 1
Anforderungen an die Wohnqualität

§ 1
Barrierefreiheit

Betreuungseinrichtungen müssen den allgemein aner-
kannten fachlichen Standards der Barrierefreiheit genü-
gen. Bauliche und sonstige Anlagen der Betreuungsein-
richtungen sind entsprechend den bei den Bewohnern 
vorhandenen Beeinträchtigungen der Teilhabe am Leben 
in der Gesellschaft auszuführen. § 4 des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 16. 
De zember 2003 (GV. NRW. S. 766) und die entsprechen-
den landesrechtlichen Vorschriften fi nden Anwendung.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 34 vom 9. Dezember 2008 747

§ 2
Weitere allgemeine Anforderungen

(1) Neubauten sollen an integrierten Wohnstandorten 
errichtet werden, damit den Bewohnern eine Teilnahme 
am Leben in der örtlichen Gemeinschaft möglich ist.

(2) Bei Neu- oder Umbau ist eine für Bewohner über-
schaubare baulich-räumliche Struktur zu realisieren. 
Lange Flure sind zu vermeiden.

(3) Bewohnerzimmer für mehr als zwei Bewohner sind 
unzulässig. Diese Anforderung ist spätestens drei Jahre 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung zu erfüllen.

(4) Die Wohnfl äche ohne Bad soll bei Einzelzimmern 
14 qm und bei Doppelzimmern 24 qm nicht unterschrei-
ten. Bei der baulichen Gestaltung soll eine Nettogrund-
fl äche von 40 qm je Bewohner nicht unterschritten wer-
den. Für Rollstuhlfahrer sind zusätzlich 10 qm, in 
Betreuungseinrichtungen mit interner Tagesstruktur 
sind zusätzlich 5 qm Nettogrundfl äche zu berücksichti-
gen. Grundsätzlich soll jedem Zimmer ein eigenes 
Duschbad zugeordnet sein; so genannte Tandemlösun-
gen, bei denen ein Bad für zwei Bewohner errichtet wird, 
sind zulässig.

(5) Der Betreiber ist verpfl ichtet, für eine den klimati-
schen Verhältnissen angepasste Innentemperatur in den 
Individual- und Gemeinschaftsbereichen zu sorgen.

(6) Für jeweils bis zu zwanzig pfl egebedürftige Bewoh-
ner ist in der Einrichtung ein Pfl egebad vorzuhalten, 
soweit im Individualbereich keine andere geeignete 
Dusch- oder Bademöglichkeit besteht. Mindestens ein 
Wannenbad muss in der Einrichtung vorhanden sein.

(7) In jeder Betreuungseinrichtung muss eine aus-
reichende Zahl von Zimmern vorhanden sein, um auf 
Krisenfälle angemessen reagieren zu können.

§ 2 a
Anteil der Einzelzimmer in Einrichtungen 

der Eingliederungshilfe

Der Anteil der Einzelzimmer in jeder Einrichtung be-
trägt mindestens 80 %. Diese Anforderung ist spätestens 
zum 31. Juli 2018 zu erfüllen.

§ 3
Anforderungen an Einrichtungen für 

pfl egerische Betreuung

Für Einrichtungen, die auf pfl egerische Betreuung aus-
gerichtet sind, gelten ergänzend die Bestimmungen der 
Verordnung über die allgemeinen Grundsätze der Förde-
rung von Pfl egeeinrichtungen nach dem Landespfl egege-
setz vom 15. Oktober 2003 (GV. NRW. S. 610).

Teil 2
Personelle Anforderungen

§ 4
Persönliche Ausschlussgründe

(1) Bei Einrichtungsleitung, Pfl egedienstleitung und 
Beschäftigten dürfen keine Tatsachen vorliegen, die die 
Annahme rechtfertigen, dass sie für die Ausübung ihrer 
Tätigkeit persönlich ungeeignet sind. Ungeeignet ist ins-
besondere,

a)  wer

 aa)  wegen einer Straftat gegen das Leben, die sexu-
elle Selbstbestimmung oder die persönliche Frei-
heit oder wegen vorsätzlicher Körperverletzung, 
wegen Diebstahls oder wegen einer gemeinge-
fährlichen Straftat oder darüber hinaus als Ein-
richtungsleitung wegen Erpressung, Urkunden-
fälschung, Untreue, Unterschlagung, Betrugs, 
Hehlerei oder einer Insolvenzstraftat zu einer 
Freiheitsstrafe oder Ersatzfreiheitsstrafe von 
mindestens drei Monaten, sofern die Tilgung im 
Zentralregister noch nicht erledigt ist oder

 bb)   in den letzten fünf Jahren, längstens jedoch bis 
zum Eintritt der Tilgungsreife der Eintragung der 

Verurteilung im Zentralregister, wegen einer 
Straftat nach den § 29 bis 30 b des Betäubungs-
mittelgesetzes rechtskräftig verurteilt worden ist.

b)   die Einrichtungsleitung, gegen die wegen einer Ord-
nungswidrigkeit nach § 21 des Wohn- und Teilhabe-
gesetzes mehr als zweimal eine Geldbuße rechtskräf-
tig festgesetzt worden ist, soweit nicht fünf Jahre seit 
Rechtskraft des letzten Bußgeldbescheides vergangen 
sind.

(2) Absatz 1 Satz 2 gilt nicht für Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten, die vor Inkrafttreten dieser Verord-
nung begangen worden sind. Absatz 1 Satz 1 bleibt 
unberührt.

§ 5
Fort- und Weiterbildung

(1) Der Betreiber einer Betreuungseinrichtung ist ver-
pfl ichtet, Einrichtungsleitung, Pfl egedienstleitung und 
Beschäftigten Gelegenheit zur Teilnahme an Veranstal-
tungen berufsbegleitender Fort- und Weiterbildung zu 
geben.

(2) Einrichtungsleitung und Pfl egedienstleitung sind 
verpfl ichtet, sich auch in Fragen der Personalführung, 
Organisationsentwicklung und Qualitätssicherung fort-
zubilden.

(3) Mehrjährig Beschäftigten, die keine Fachkräfte im 
Sinne des § 12 des Wohn- und Teilhabegesetzes sind, ist 
Gelegenheit zur Nachqualifi zierung zu geben.

Teil 3
Mitwirkung und Mitbestimmung der Bewohner

Kapitel 1
Der Bewohnerinnen- und Bewohnerbeirat – Aufgabe, 

Wahl und Amtszeit

§ 6
Aufgaben des Bewohnerinnen- und Bewohnerbeirates

(1) Bewohnerinnen- und Bewohnerbeiräte (Beiräte) 
haben die Interessen der Bewohner zu vertreten. Beiräte 
sind über alle wichtigen Angelegenheiten zu informieren, 
die das Leben in der Betreuungseinrichtung betreffen. 
Sie können mitbestimmen, wenn es um die Grundsätze 
der Verpfl egungsplanung, die Freizeitgestaltung und die 
Hausordnung in der Betreuungseinrichtung geht.

(2) Ein Beirat kann für einen Teil einer Betreuungsein-
richtung, aber auch für mehrere Betreuungseinrichtun-
gen zusammen gebildet werden, wenn dadurch die Mit-
wirkung und Mitbestimmung der Bewohner besser 
gewährleistet wird.

§ 7
Aufgaben des Betreibers und der Einrichtungsleitung 

 einer Betreuungseinrichtung

(1) Der Betreiber der Betreuungseinrichtung hat dafür 
zu sorgen, dass Beiräte gewählt werden können, sie über 
das Wohn- und Teilhabegesetz und die Mitwirkung und 
Mitbestimmung in einer Betreuungseinrichtung Bescheid 
wissen. 

(2) Die Betreuungseinrichtung stellt dem Beirat unent-
geltlich Räume zur Verfügung. Sie trägt auch die ange-
messenen Kosten für den Beirat. Der Beirat bekommt 
einen Platz für einen Schaukasten oder ein schwarzes 
Brett. Er bekommt auch die Möglichkeit, Mitteilungen 
an die Bewohner zu versenden.

(3) Die Einrichtungsleitung hat die Wahl eines Beirats 
und seiner Mitglieder unverzüglich der Überwachungs-
behörde mitzuteilen. Kann kein Beirat gewählt werden, 
hat sie auch das unter Angabe der Gründe der Überwa-
chungsbehörde bekannt zu geben.

§ 8 
Wahlrecht

(1) Wählen dürfen alle, die am Wahltag in der Betreu-
ungseinrichtung wohnen 
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(2) Zum Mitglied eines Beirates kann gewählt werden, 
wer in der Betreuungseinrichtung wohnt, aber auch 
Angehörige und sonstige Vertrauenspersonen, etwa Mit-
glieder von örtlichen Seniorenvertretungen oder Behin-
dertenorganisationen.

(3) Nicht gewählt werden kann, wer beim Betreiber der 
Betreuungseinrichtung arbeitet und dort Geld verdient, 
wer bei denen arbeitet, die die Betreuungseinrichtung fi -
nanzieren, oder bei einer Überwachungsbehörde be-
schäftigt ist, die die Betreuungseinrichtung kontrolliert.

§ 9
Anzahl der Mitglieder

(1) Die Zahl der Mitglieder des Beirates bestimmt sich 
wie folgt:

a)  Drei bei bis zu 50 Bewohnern,

b)  Fünf bei mehr als 50 Bewohnern,

c)  Sieben bei mehr als 150 Bewohnern,

d)  Neun bei mehr als 250 Bewohnern.

(2) Die Bewohner sollen im Beirat immer die Mehrheit 
bilden; mindestens eine Bewohnerin oder ein Bewohner 
muss dem Beirat angehören.

§ 10
Wahlgrundsätze

(1) Der Beirat wird in geheimer Wahl gewählt. Diejeni-
gen, die wählen dürfen, können auch Personen vorschla-
gen, die nicht in der Betreuungseinrichtung wohnen.

(2) Jede Bewohnerin und jeder Bewohner hat so viele 
Stimmen, wie Beiratsmitglieder zu wählen sind. Gewählt 
ist jeweils, wer die meisten Stimmen erhält.

(3) Bei Stimmengleichheit ist diejenige oder derjenige 
gewählt, der in der Betreuungseinrichtung lebt. Bei 
Stimmengleichheit mehrerer Bewohnerinnen und 
Bewohner entscheidet das Los.

§ 11
Wahlverfahren

(1) Spätestens acht Wochen vor Ablauf seiner Amtszeit 
wählt der Beirat drei Bewohnerinnen oder Bewohner 
aus, die die neue Wahl eines Beirats organisieren. Diese 
bilden den Wahlausschuss und wählen aus ihrer Mitte 
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Wahlaus-
schusses. Der Wahlausschuss kann sich vom Beratungs-
gremium bei seiner Arbeit helfen lassen.

(2) Die Einrichtungsleitung hat dem Wahlausschuss zu 
helfen, die Wahl durchzuführen. Die Einrichtungsleitung 
hat auch die Überwachungsbehörde über die bevorste-
hende Wahl zu informieren. Wer gewählt werden möchte, 
muss dies dem Wahlausschuss mitteilen.

(3) Der Wahlausschuss bestimmt darüber, wie gewählt 
werden soll: in einer Wahlversammlung oder durch 
schriftliche Abgabe der Stimme. Er teilt allen Bewohne-
rinnen und Bewohnern

– rechtzeitig (spätestens vier Wochen vorher)

– den Ort und den Zeitpunkt der Wahl

– sowie die Namen aller Kandidatinnen und Kandidaten

mit.

(4) Gibt es keinen Beirat, wählt der Beirat nicht spätes-
tens acht Wochen vor Ablauf seiner Amtszeit drei 
Bewohner für den Wahlausschuss aus oder steht kein 
Bewohner für den Wahlausschuss zur Verfügung, muss 
die Einrichtungsleitung die Wahl nach den Grundsätzen 
dieser Verordnung durchführen.

(5) Die Einrichtungsleitung hält die Namen der Kandi-
datinnen und Kandidaten, den Ablauf des Wahlverfah-
rens und das Wahlergebnis schriftlich fest und teilt dies 
der Überwachungsbehörde mit. Für Einwände gegen das 
Wahlergebnis ist die Überwachungsbehörde zuständig.

(6) Der neu gewählte Beirat informiert die Bewohnerin-
nen und Bewohner durch einen Aushang am schwarzen 
Brett oder andere geeignete Mittel über das Ergebnis der 
Wahl.

§ 12
Amtszeit des Beirates

Die Amtszeit beträgt in Einrichtungen der Behinderten-
hilfe 4 Jahre, ansonsten 2 Jahre.

§ 13
Neuwahl des Beirates

Neuwahlen muss es geben, wenn die Anzahl der Mitglie-
der im Beirat um mehr als die Hälfte gesunken ist. Neu-
wahlen muss es auch geben, wenn mehr als die Hälfte 
der Mitglieder des Beirats nicht mehr im Beirat arbeiten 
wollen.

§ 14
Ende der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft im Beirat endet durch:

a)  Ablauf der Amtszeit

b)  Rücktritt vom Amt

c)   Ausscheiden aus der Betreuungseinrichtung (zum 
Beispiel bei Auszug).

Sind Angehörige, Betreuerinnen oder Betreuer einer 
Bewohnerin oder eines Bewohners in den Beirat gewählt 
und scheidet der Bewohner aus der Betreuungseinrich-
tung aus, endet auch die Mitgliedschaft der oder des 
Angehörigen, der Betreuerin oder des Betreuers.

§ 15
Nachrücken von Ersatzmitgliedern

Die Kandidatinnen und Kandidaten, die nicht gewählt 
wurden, kommen auf eine Ersatzliste. Wenn Mitglieder 
aus dem Beirat ausscheiden oder verhindert sind, rückt 
von ihnen in den Beirat nach, wer bei der letzten Wahl 
die meisten Stimmen erhalten hat.

Kapitel 2
Arbeit des Beirates

§ 16
Vorsitz

Der Beirat wählt mit einfacher Mehrheit eine Vorsit-
zende oder einen Vorsitzenden. Wer den Vorsitz führen 
will, soll in der Betreuungseinrichtung wohnen. Er hat 
die Aufgabe, die Interessen des Beirats und der Bewoh-
nerinnen und Bewohner gegenüber der Einrichtungslei-
tung zu vertreten.

§ 17
Sitzungen

(1) Die oder der Vorsitzende des Beirats lädt zu den Sit-
zungen ein und legt die Tagesordnung fest. Die Einrich-
tungsleitung der Betreuungseinrichtung muss von dem 
Zeitpunkt der Sitzung rechtzeitig erfahren und teilneh-
men, wenn sie eingeladen wurde.

(2) Ist ein Beirat neu gewählt, lädt der Wahlausschuss 
zur ersten Sitzung des Beirates ein. Zwischen der Einla-
dung und der ersten Sitzung sollen nicht mehr als 14 
Tage liegen. Der Wahlausschuss informiert mit seiner 
Einladung zur ersten Sitzung des Beirates auch über das 
Wahlergebnis.

(3) Der Beirat kann auch beschließen, dass zu seiner Sit-
zung Fachleute zu einem bestimmten Thema oder andere 
Personen eingeladen werden. Fahrtkosten und andere 
Auslagen (aber kein Honorar) für die Fachleute muss der 
Betreiber der Betreuungseinrichtung bezahlen. Der Bei-
rat kann sich mit seinen Fragen zur Mitwirkung und Mit-
bestimmung auch an die Überwachungsbehörde wenden.

(4) Die Mitglieder des Beirates arbeiten freiwillig und 
bekommen für ihre Arbeit kein Geld.

(5) Die Mitglieder des Beirates haben aufgrund ihrer 
Tätigkeit keine Vorteile und auch keine Nachteile. Keine 
Bewohnerin oder kein Bewohner darf aufgrund der 
Tätigkeit eines Angehörigen oder einer Vertrauensperson 
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im Beirat, im Vertretungsgremium oder im Beratungs-
gremium Vorteile oder Nachteile haben.

§ 18
Entscheidungen

(1) Beschlüsse trifft der Beirat mit einfacher Mehrheit 
der anwesenden Mitglieder, wenn mindestens die Hälfte 
seiner Mitglieder an der Sitzung teilnimmt. Sollte die 
Anzahl an Stimmen gleich sein, hat die oder der Vorsit-
zende eine zweite Stimme.

(2) Von jeder Sitzung des Beirates muss ein Bericht über 
den Verlauf der Sitzung angefertigt werden. Die Einrich-
tungsleitung hilft in geeigneter Weise.

§ 19
Rechenschaftsbericht

(1) Mindestens einmal im Jahr wird eine Bewohnerver-
sammlung abgehalten, bei der der Beirat einen Tätig-
keitsbericht abgeben muss.

(2) Die Bewohner sind berechtigt, zur Bewohnerver-
sammlung Personen ihres Vertrauens hinzuzuziehen.

(3) Auf Verlangen des Beirats muss auch die Einrich-
tungsleitung an der Sitzung teilnehmen oder aber auf 
einzelne Fragen der Bewohnerversammlung Antwort 
geben.

Kapitel 3
Aufgaben des Beirates

§ 20
Zuständigkeit

Der Beirat hat folgende Aufgaben:

1.   Maßnahmen bei der Einrichtungsleitung zu beantra-
gen, die den Bewohnern und Bewohnerinnen dienen.

2.   Beschwerden und Anregungen an die Einrichtungs-
leitung weiterzugeben und mit ihr darüber zu ver-
handeln.

3.   neuen Bewohnern und Bewohnerinnen zu helfen, sich 
in der Betreuungseinrichtung zurechtzufi nden.

4.   bei Entscheidungen mitzubestimmen oder mitzuwir-
ken (siehe §§ 21 und 22).

5.   vor Ablauf der Amtszeit einen Wahlausschuss zu bil-
den und eine neue Wahl vorzubereiten.

6.   eine Bewohnerversammlung durchzuführen und dort 
einen Bericht über die Tätigkeiten abzugeben.

7.   bei Maßnahmen mitzuwirken, bei denen es um die 
Förderung der Qualität der Betreuung geht.

§ 21
Mitbestimmung

Der Beirat bestimmt bei folgenden Entscheidungen der 
Einrichtungsleitung mit:

1.  Aufstellung der Grundsätze der Verpfl egungsplanung

2.   Planung und Durchführung von Veranstaltungen zur 
Freizeitgestaltung und

3.   Aufstellung und Änderung der Hausordnung in der 
Betreuungseinrichtung.

Wenn die Hausordnung Bestandteil des Vertrages zwi-
schen Betreiber und Bewohner werden soll, ist sie nur 
mit Zustimmung des Beirates wirksam.

§ 22
Mitwirkung

Der Beirat wirkt mit bei:

 1.  Formulierung oder Änderung des Muster-Vertrages, 

 2.  Maßnahmen zum Verhindern von Unfällen,

 3.  Änderung der Kostensätze,

 4.  Unterkunft und Betreuung,

 5.   Veränderung des Betriebes der Betreu ungs ein rich-
tung, 

 6.   Zusammenschluss mit einer anderen Betreuungsein-
richtung,

 7.   Änderung der Art und des Zwecks der Betreuungs-
einrichtung,

 8.   Umfassende Baumaßnahmen und Instandsetzungs-
arbeiten,

 9.   Maßnahmen einer angemessenen Qualität der Be-
treuung,

10.   Maßnahmen der sozialen Betreuung und Teilhabe 
am Leben in der Gemeinschaft.

(2) Die Einrichtungsleitung ist verpfl ichtet, dem Beirat 
auf Nachfrage mitzuteilen, wie Finanzierungsbeiträge 
einer Bewohnerin oder eines Bewohners verwendet wer-
den. In diesem Fall müssen die Mitglieder des Beirates 
über das, was sie erfahren, schweigen.

§ 23
Zusammenarbeit in der Betreuungseinrichtung

(1) Die Mitbestimmung und Mitwirkung durch den Bei-
rat soll vertrauensvoll und mit Verständnis ausgeübt 
werden. Der Beirat soll rechtzeitig vom Betreiber und 
der Einrichtungsleitung über alle Dinge, die der Mitbe-
stimmung und Mitwirkung unterliegen, informiert und 
auch fachlich beraten werden.

(2) Die Einrichtungsleitung soll sich zur Verständigung 
mit dem Beirat zusammensetzen und ihre beabsichtigten 
Entscheidungen mit ihm erörtern. Die Anträge und 
Beschwerden des Beirats müssen von der Einrichtungs-
leitung spätestens nach 2 Wochen beantwortet werden. 
Wird dem Anliegen nicht entsprochen, muss die Einrich-
tungsleitung dies schriftlich begründen. Der Beirat kann 
die zuständige Behörde in Angelegenheiten, die seiner 
Mitwirkung unterliegen, um eine Beratung bitten, wenn 
die beabsichtigten Maßnahmen der Einrichtungsleitung 
nach seiner Auffassung nicht mit geltenden rechtlichen 
Bestimmungen vereinbar oder für die Bewohnerinnen 
und Bewohner nicht zumutbar sind.

(3) Wenn der Beirat in den Angelegenheiten, die seiner 
Mitbestimmung unterliegen, seine Zustimmung nicht 
erteilt und auch nach einer Besprechung zwischen Ein-
richtungsleitung und Beirat keine Einigung zustande 
kommt, wird die Überwachungsbehörde versuchen, zu 
vermitteln. Kommt immer noch keine Einigung zustande, 
entscheidet sie unter Abwägung der Interessen der 
Bewohner und des Betreibers nach billigem Ermessen.

(4) Die Einrichtungsleitung führt das Ergebnis der Mit-
wirkung und der Mitbestimmung aus.

Kapitel 4
Vertretungsgremium und Vertrauensperson

§ 24 
Folgen bei Nichtwahl eines Beirates

(1) Wenn kein Beirat gewählt werden kann, wird ein 
Vertretungsgremium gebildet. Das Vertretungsgremium 
hat so viele Mitglieder und die gleichen Rechte und 
Pfl ichten wie der Beirat. Die Überwachungsbehörde for-
dert die interessierten Angehörigen und rechtlichen 
Betreuerinnen oder Betreuer durch einen öffentlichen 
Aushang in der Betreuungseinrichtung auf, sich zu eini-
gen, wer von ihnen in das Vertretungsgremium entsandt 
werden soll. Diese Angehörigen und Betreuerinnen oder 
Betreuer werden dann von der Überwachungsbehörde 
als Mitglieder des Vertretungsgremiums bestellt. Die 
Bestellung ist den Mitgliedern des Vertretungsgremiums 
und dem Betreiber schriftlich mitzuteilen. Der Betreiber 
hat die Bewohner in geeigneter Weise von der Bestellung 
zu unterrichten. Kommt eine Einigung, wer Mitglied im 
Vertretungsgremium werden soll, innerhalb einer Frist 
von vier Wochen nach Aufforderung durch die Überwa-
chungsbehörde nicht zustande, wird von ihr eine Ver-
trauensperson bestellt.

(2) Sobald ein Beirat gewählt werden kann, erlischt die 
Funktion des Vertretungsgremiums.
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(3) Überwachungsbehörde und Einrichtungsleitung sor-
gen dafür, dass unverzüglich ein Beirat gewählt wird.

§ 25
Bestellung einer Vertrauensperson

(1) Kann ein Vertretungsgremium nicht gebildet werden, 
bestellt die zuständige Behörde unverzüglich nach Bera-
tung mit den Bewohnern eine Vertrauensperson.

(2) Zur Vertrauensperson kann nur bestellt werden, wer 
nach ihrer Persönlichkeit und ihren Fähigkeiten zur 
Ausübung dieses Amts geeignet ist. Sie muss von der 
zuständigen Überwachungsbehörde und von dem Betrei-
ber, von denen, die den Aufenthalt in der Betreuungsein-
richtung bezahlen und von denen, die die Interessen des 
Betreibers vertreten, unabhängig sein. Die Vertrauens-
person muss mit der Bestellung einverstanden sein.

(3) § 24 Abs. 1 Sätze 5 und 6 gelten entsprechend.

(4) Die Vertrauensperson hat die gleichen Rechte und 
Pfl ichten wie der Beirat. Der Betreiber hat der Vertrau-
ensperson zur Ausübung ihres Amtes Zutritt zur der 
Betreuungseinrichtung zu gewähren und ihr zu ermög-
lichen, sich mit den Bewohnern in Verbindung zu set-
zen.

§ 26
Amtszeit der Vertrauensperson

(1) Die regelmäßige Amtszeit der Vertrauensperson 
beträgt zwei Jahre. Eine Wiederbestellung ist zulässig.

(2) Die zuständige Behörde hat die Bestellung aufzuhe-
ben, wenn 

a)   die Vertrauensperson die Voraussetzungen für das 
Amt nicht mehr erfüllt,

b)   die Vertrauensperson gegen ihre Amtspfl ichten ver-
stößt,

c)  sie ihr Amt niederlegt, 

d)   ein Beirat oder ein Vertretungsgremium gebildet wor-
den ist oder

e)   wenn eine vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen 
der Vertrauensperson und den Bewohnern nicht mehr 
möglich ist.

(3) § 24 Abs. 1 Sätze 5 und 6 gelten entsprechend.

Teil 4
Anzeige- und Dokumentationspflichten

§ 27
Anzeigepfl ichten

(1) Die Anzeige vor Aufnahme eines Betriebes muss fol-
gende Angaben enthalten:

1.  den vorgesehenen Zeitpunkt der Betriebsaufnahme, 

2.   die Namen und die Anschriften des Betreibers und 
der Betreuungseinrichtung,

3.   die Nutzungsart, die allgemeine Leistungsbeschrei-
bung, die Konzeption der Betreuungseinrichtung 
sowie das vorgesehene Qualitäts- und Beschwerde-
verfahren,

4.   die vorgesehene Zahl der Mitarbeiterstellen,

5.   den Namen, die berufl iche Ausbildung und den Wer-
degang der Einrichtungsleitung und bei Pfl egeein-
richtungen auch der Pfl egedienstleitung,

6.   ein Muster der mit den Bewohnern abgeschlossenen 
Verträge,

7.  die Regelungen in der vorgesehenen Hausordnung in 
der Betreuungseinrichtung,

8.   Versorgungs- und Vergütungsvereinbarungen nach 
dem Sozialgesetzbuch, sofern vorhanden; gegebenen-
falls sind diese unverzüglich nachzureichen.

(2) Stehen die Einrichtungsleitung und die Pfl egedienst-
leitung zum Zeitpunkt der Anzeige noch nicht fest, ist 
die Mitteilung spätestens vor Aufnahme des Betriebs 
nachzuholen.

(3) Der zuständigen Behörde sind unverzüglich Ände-
rungen anzuzeigen, die Angaben gemäß Absatz 1 betref-
fen.

§ 28 
Dokumentationspfl ichten

(1) Der Betreiber hat seine Tätigkeit zu dokumentieren. 
Aus der Dokumentation muss ersichtlich werden:

1.   die Nutzungsart, die Lage, die Zahl und die Größe 
der Räume sowie die Belegung der Wohnräume,

2.   der Name und der Vorname der Beschäftigten, deren 
Ausbildung und ausgeübte Tätigkeit sowie die 
anhand der Dienstpläne quartalsweise ermittelbare 
Arbeitszeit aller Beschäftigten,

3.   der Name und der Vorname der Bewohner sowie der 
quartalsweise ermittelbare differenzierte Betreuungs- 
und Pfl egebedarf aller Bewohner,

4.   die Umsetzung der individuellen Pfl egeplanungen 
und der Förder- und Hilfepläne für die Bewohner,

5.   die freiheitsbeschränkenden und die freiheitsentzie-
henden Maßnahmen bei Bewohnern sowie der Angabe 
des für die Anordnung der Maßnahme Verantwort-
lichen,

6.   der Erhalt, die Aufbewahrung und die Verabreichung 
von Arzneimitteln einschließlich der pharmazeuti-
schen Überprüfung der Arzneimittelvorräte und der 
Unterweisung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
über den sachgerechten Umgang mit Arzneimitteln,

7.   die Vollmachten der Bewohner und die Abrechnung 
der für sie verwalteten Gelder oder Wertsachen.

(2) Für jede Einrichtung sind gesonderte Aufzeichnun-
gen zu machen.

Teil 5
Ordnungswidrigkeiten und Schlussvorschriften

§ 29
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 21 Abs. 2 Buchstabe a 
des Wohn- und Teilhabegesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig

a)   eine Betreuungseinrichtung betreibt, in der entgegen 
§ 2 Abs. 3 mehr als zwei Bewohner in einem Zimmer 
untergebracht sind, entgegen § 2 Abs. 4 die erforder-
lichen Mindestfl ächen unterschritten werden, entge-
gen § 2 Abs. 5 nicht für eine den klimatischen Ver-
hältnissen angepasste Raumtemperatur gesorgt ist, 
entgegen § 2 Abs. 6 keine Pfl egebäder in ausreichen-
der Zahl vorgehalten werden oder die Anforderungen 
an die Wohnqualität nach § 3 in Verbindung mit den 
§§ 3 Satz 1, 4 Abs. 2 Satz 1, Abs. 2 Satz 3, Abs. 4, 
Abs. 5 Satz 1, 5 Abs. 1, 6, 7 Abs. 1 und 2 der Allge-
meinen Förderpfl egeverordnung nicht erfüllt sind,

b)   Personen beschäftigt, die nach § 4 persönlich nicht 
geeignet sind,

c)   entgegen § 7 Abs. 3 der Überwachungsbehörde die 
Wahl oder die Unmöglichkeit der Wahl eines Beirates 
nicht mitteilt,

d)   entgegen § 11 Abs. 2 Satz 1 den Bewohnern bei der 
Durchführung der Wahl trotz Aufforderung nicht 
hilft,

e)   entgegen § 11 Abs. 2 Satz 2 über die bevorstehende 
Wahl eines Beirates nicht informiert,

f)   entgegen § 11 Abs. 4 keine Wahl zum Beirat durch-
führt,

g)   entgegen § 17 Abs. 5 Bewohner wegen ihrer Tätigkeit 
im Beirat oder wegen der Tätigkeit eines Angehörigen 
oder einer Betreuerin oder eines Betreuers im Beirat 
oder im Vertretungsgremium benachteiligt oder 
begünstigt,

h)   entgegen § 23 Abs. 1 Informationen nicht, nicht rich-
tig oder nicht vollständig erteilt,
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i)   entgegen § 23 Abs. 2 Entscheidungen vor ihrer 
Durchführung nicht erörtert oder Beschwerden nicht 
oder nicht rechtzeitig bearbeitet,

j)  entgegen § 23 Abs. 3 Entscheidungen trifft oder Maß-
nahmen durchführt, ohne dass die Zustimmung des 
Beirates, des Vertretungsgremiums oder der Vertrau-
ensperson oder nach einer Erörterung die Zustim-
mung der Überwachungsbehörde vorliegt.

§ 30
Übergangsvorschrift

Bei Inkrafttreten der Durchführungsverordnung zum 
Wohn- und Teilhabegesetz im Amt befi ndliche Heimbei-
räte bleiben bis zum Ablauf ihrer Amtszeit im Amt. 
Soweit Ersatzgremien, Heimfürsprecherinnen oder 
Heimfürsprecher bestellt sind, werden bis zum 1. Juli 
2009 entweder Beiräte gebildet oder Vertretungsgremien 
oder Vertrauenspersonen nach den Vorschriften dieser 
Verordnung bestellt. Die Regelungen über die Mitbe-
stimmung in Fragen der Hausordnung gelten erst ab dem 
1. Juli 2009. Soweit die Anforderungen des § 2 Abs. 5 
nicht erfüllt werden, fi ndet die Regelung des § 29 Buch-
stabe a bis zum Ablauf des 31. Dezember 2011 keine 
Anwendung.

§ 31
Inkrafttreten, Ersetzung von Bundesrecht, 

Berichtspfl icht

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig treten die Verordnung über den 
gewerbsmäßigen Betrieb von Altenheimen, Altenwohn-
heimen und Pfl egeheimen vom 25. Februar 1969 (GV. 
NRW. S. 142) und die Verordnung über die Zuständig-
keiten nach dem Heimgesetz vom 16. September 1975 
(GV. NRW. S. 548) außer Kraft.

(2) Diese Verordnung ersetzt im Land Nordrhein-West-
falen gemäß Artikel 125 a Abs. 1 Satz 2 des Grundgeset-
zes in der Fassung vom 28. August 2006 (BGBl. I S. 2034) 
die Heimmindestbauverordnung vom 3. Mai 1983 
(BGBl. I S. 550), die Heimpersonalverordnung vom 
19. Juli 1993 (BGBl. I S. 1205), die Heimsicherungsver-
ordnung vom 24. April 1978 (BGBl. I S. 553) und die 
Heimmitwirkungsverordnung vom 19. Juli 1976 (BGBl. 
S. 1819).

(3) Das für Soziales zuständige Ministerium berichtet 
der Landesregierung bis zum 31. Dezember 2013 über 
die Erfahrungen mit dieser Verordnung.
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Artikel 3
Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 

des Landes Nordrhein-Westfalen zur Gleichstellung 
von Menschen mit Behinderung 

(Behindertengleichstellungsgesetz 
Nordrhein-Westfalen – BGG NRW)

Das Gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen zur Gleich-
stellung von Menschen mit Behinderung (Behinderten-
gleichstellungsgesetz Nordrhein-Westfalen – BGG NRW) 
vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 766) wird wie 
folgt geändert:

1.  § 12 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 1 werden nach dem Wort „Landes“ die 
Wörter „rechtzeitig vor einer Kabinettbefassung“ 
eingefügt.

 b)   Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 neu angefügt: 
„Die Ministerien geben der oder dem Landesbe-
hindertenbeauftragten bei sonstigen Ressortab-
stimmungen, die die Belange der Menschen mit 
Behinderung betreffen, rechtzeitig Gelegenheit zur 
Stellungnahme.“

 c)   Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die neuen 
Sätze 3 und 4.

2.  § 14 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 1 werden nach dem Wort „berichten“ die 
Wörter „einmal in jeder Wahlperiode“ eingefügt 

und die Angaben „alle zwei Jahre, erstmals 2006“ 
gestrichen.

 b)   In Satz 2 werden nach dem Wort „Stellungnahme“ 
die Angaben „zusammen mit ihrem Bericht nach 
Absatz 1“ eingefügt.

Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 18. November 2008

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

Der Minister
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Der Minister
für Bauen und Verkehr

Oliver  W i t t k e

– GV. NRW. 2008 S. 738
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Berichtigung der 
Bekanntmachung 

über die Vereinbarung zwischen 
den Ländern Hessen, Niedersachsen, 

Nordrhein-Westfalen 
und dem Land Rheinland-Pfalz 
zur Aufl ösung des Staatlichen 

Heilquellenamtes Bad Ems 
vom 20. März 2008 (GV. NRW. S. 695)

Die o. g. Vereinbarung wird wie folgt berichtigt:

1.   Die Wörter „wird Folgendes vereinbart.:“ werden 
durch die Wörter „wird Folgendes vereinbart:“ 
ersetzt.

2.  Im § 3 wird das Wort „Beihilfen“ durch das Wort 
„Beihilfen“ ersetzt.

3.   In § 4 Satz 2 wird das Wort „lichtet“ durch das Wort 
„richtet“ ersetzt.

– GV. NRW. 2008 S. 751
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